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Die Umstellung ist na-
türlich auch eine Frage der 
EDV-Umstellungskosten, 
aber erhebliche Gefahren 
und Kosten ergeben sich 
auch aus dem Umstellungs-
prozess.

den Gegebenheiten in den 
Gemeinden hat in die Ver-
handlungsprozesse einzu-
!ießen. 

Zu diesem Zweck hat die 
Salzburger Marktgemeinde 
Grödig in Kooperation mit 
dem Gemeindebund eine 
konkrete Vorgehensweise 
entwickelt. Diese „Mus-
terjahresrechnung“ enthält 
eine „integrierte Ergebnis-, 
Finanzierungs- und Ver-
mögensrechnung“. Damit 
wird insgesamt den Anfor-
derungen der neuen VRV 
2014 vollständig Rechnung 
getragen. Alle Informatio-
nen, die scheinbar nur mit 
einer höchst aufwändigen 
Umstellung vom über Jahr-
zehnte etablierten kamera-
listischen Rechnungswesen 
auf die Doppik zu gewin-
nen sind, sind mit einer 
Adaptierung des bisherigen 
Systems wesentlich ökono-
mischer zu haben.

Folgende Vorteile dieser 
Vorgehensweise lassen sich 
erkennen: 

Im Folgenden einige An-
merkungen zu drei "emen, 
die im Moment den Öster-
reichischen Gemeindebund 
beschäftigen.

Haushaltsrechtsreform
Auf Bundesebene wird 

derzeit das "ema Haus-
-

terentwicklung der VRV“) 
unter Einbindung der 
Gemeindeebene intensiv 
diskutiert. Beabsichtigt ist 

-
meralistik zu einem an der 
Doppik orientierten Rech-
nungswesen. 

Dazu ist zunächst fest-
zuhalten, dass sich die 
Kommunen einer Reform 
des Haushaltsrechtes nicht 
verschließen werden. Im 
Einklang mit dem Öster-
reichischen Gemeindebund 
gibt es hierbei jedoch ei-
nige inhaltliche Punkte, 
die es noch zu verhandeln 
gilt. So zum Beispiel wird 

-
sentlichkeitsgrenzen nach 
internationalem Vorbild zu 
entwickeln sowie eine Ver-
einfachung und Standardi-
sierung der Erstbewertung 
erforderlich sein. Der Fo-
kus der Gemeinden liegt 
auf der Frage der e#zienten 
und kostengünstigen Um-
setzung. Dabei sind folgen-
de Kriterien zu beachten:

proaktiv durch die Ge-
meinden überwiegend auf 
Grundlage vorhandenen 

-
handenen Ressourcen. Die 
Umsetzung muss nicht ge-

Gemeinden durchgesetzt 
werden.

vollständige Rechnungs-
abschluss in der bisheri-
gen Form erstellt und erst 
dann die zusätzlich nötigen 
Komponenten abgeleitet 
werden, kann nie der Zu-
stand eintreten, dass eine 
Gemeinde keinen Rech-
nungsabschluss hat.

-
tungsmodell erarbeiten 
sich die Gemeinden die 
notwendigen Grundlagen 
für die Umstellung selbst 
und können am Ende die 
IT-Partner zielgerichtet 
und kostengünstig für die 
endgültigen IT-Anpassun-
gen instruieren und !ächig 
einheitliche Lösungen zu 
günstigen Konditionen er-
reichen. Das Gesetz des 
Handels bleibt bei den Ge-
meinden. Dafür überneh-
men sie aber auch selbst die 
Verantwortung. Der Kos-
tenunterschied ist enorm.

-
-

ter in den Gemeinden und 
Aufsichtsbehörden ist nicht 
nur kostensparend, sondern 
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Ihre Beraterin für alle 
Versicherungsfragen
in Tirols Gemeinden
Ulrike Obrist: Tel. 0512 5313 1236

ulrike.obrist@tiroler.at

Dadurch wird auf beste-
hende Ressourcen zurück 
gegri$en. 

In weiterer Folge wird es 
nunmehr Aufgabe der Ver-
treter des Österreichischen 
Gemeindebundes gemein-
sam mit den Landesverbän-
den sein, die Vorteile dieser 
Vorgangsweise den Akteu-
ren des Bundes, des Bun-
desrechnungshofes und der 
Länder näher zu bringen, 
denn die Praxisbeispiele aus 
Deutschland zeigen, dass 
die mancherorts feststell-
bare Umstellungseuphorie 
eine trügerische ist. So hat 
etwa die Stadt Hamburg 
seit zehn Jahren keinen 
Rechnungsabschluss mehr 
zustande gebracht. 

Verpackungsverordnung
Ein weiteres "ema, das 

die Kommunen derzeit be-
schäftigt, sind die Auswir-
kungen der Verpackungs-
verordnung. Aufgrund der 
Marktö$nung im Haus-
haltsverpackungsbereich 
treten mit heurigem Jahr 
neben der ARA AG weitere 
Systeme in den Markt ein. 
Bislang gab es lediglich ver-
tragliche Beziehungen der 
Gemeinden und Verbände 
mit dem   ARA-System. 
Im Abfallwirtschaftsgesetz 



Gesundheits- und Kran-
kenp!egeberufe kann es 
zu &nanziellen Mehrbelas-
tungen für die Kommunen 
kommen. Der Beschluss 
der Landesgesundheitsre-
ferentenkonferenz (LGRK) 
hat Reformdruck beim 
Gesundheits- und Kran-
kenp!egegesetz (GuKG) 

GuKG soll eine Akademi-
sierung des P!egeberufs 
mit sich bringen. Sie soll der 
besseren P!egeausbildung 
und der Durchlässigkeit 
dieser Berufsgruppe mit 
den Sozialbetreuungsberu-
fen dienen. Der Österrei-
chische Gemeindebund hat 
verlangt, keine vollende-
ten Tatsachen zu scha$en, 
sondern ein praktikables 
und ausgabenschonendes 
Modell zu erarbeiten. In 
diesem Zusammenhang 
wurde auch seitens des Ti-
roler Gemeindeverbandes 
moniert, dass die bekannt 
gegebenen Reforminhalte 

gibt es daher nun eine Ver-
tragsabschlussp!icht und 
ein Gleichbehandlungsge-
bot. Der Österreichische 
Gemeindebund hat mit den 
Systemen Musterverträge 
ausgearbeitet und diese den 
Gemeinden und Verbän-
den zum Abschluss emp-
fohlen. Die Gemeinden 
waren angehalten, mit allen 
Systemen gleiche Verträge 
abzuschließen. Da die Ver-
tragsunterfertigung in äu-
ßerst kurzer Zeit erfolgen 
musste und eine Prüfung 
der Vertragsbestimmungen 
kaum möglich war, wurden 
die Gemeinden vor eine 
schwierige Aufgabe gestellt.

In diese Verträge wur-
de auch die erweiterte Fi-
nanzierungsverantwortung 
aufgenommen, die bereits 

-
gelegt ist. Es ist vorgesehen, 
den Gemeinden und Ver-

-
schaft jährlich zusätzliche 
19 Mio. Euro für die Kos-
ten der Verpackungen im 
Restmüll auszuzahlen. Die 
Abgeltung dieser zusätzli-
chen 19 Mio. Euro hätte an 
sich bereits für das (ganze) 
Jahr 2015 erfolgen sollen. 
Aufgrund von Kritik sei-
tens einiger Landesabfall-
wirtschaftsverbänden sowie 
einzelner Ländervertreter 
kam jedoch ein Inkrafttre-
ten mit Anfang 2015 nicht 

-
tretern und dem Österrei-
chischen Gemeindebund 
eine Einigung erzielt, dass 
aufgrund der Abgeltungs-
VO ab 1. Juli 2015 die zu-
sätzlichen Mittel !ießen 
sollen.

Reform der Gesundheits- 
und Krankenp!egeberufe
Auch im Bereich der 
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vor allem im Bereich der 
Berufsgruppe „P!egeassis-
tenz“ zu massiven Proble-
men für die Träger der di-
versen Einrichtungen und 
damit auch für die kommu-
nale Ebene führen würden. 

Auf Basis der geplanten 
2-semestrigen Ausbildung 
wäre der sog. „P!egeassis-
tent“ nicht für alle „Settings“ 
ausgebildet und deshalb 
beispielsweise in Kranken-
anstalten überhaupt nicht 
einsetzbar. Ebenfalls würde 
sich diese Ausbildung für 
eine Beschäftigung in der 
Langzeitp!ege, im Behin-
derten- sowie im ambulan-
ten Bereich als nicht ausrei-
chend erweisen. 

Aus dieser Situation re-
sultierend wäre wiederum 
zu befürchten, dass die 
Attraktivität für den Ein-
stieg in den P!egeberuf 
geschmälert wird, zumal 
Personen, die den Einstieg 
in die Diplomausbildung 
nicht erfüllen, in andere 
Berufssparten abwandern. 

Die im Berufsbild „P!e-
geassistent Plus“ beabsich-
tigten sechs verschiedenen 
Spezialisierungen würden 
zu einer Zersplitterung füh-
ren und den Personalein-
satz unübersichtlich ma-

chen und Unsicherheiten 
hervorrufen. Darüber ist zu 
befürchten, dass eine derar-
tige Spezialisierung ledig-
lich einen eingeschränkten 
und damit bereichsspezi&-
schen Einsatz zulässt. Ab-
gesehen davon würde mit 
dieser Vorgangsweise die 
Personaleinteilung un!exi-
bel und nicht mehr admi-
nistrierbar. Dies vor dem 
Hintergrund, dass letztlich 
Bedienstete mit drei P!e-
geberufen (P!egeassistent, 
P!egeassistent Plus und 
Diplomp!ege) in der Praxis 
24 h vorgehalten sowie ent-
sprechend ihrem Berufsbild 
eingesetzt werden müssten. 

Im Sinne dieser Ausfüh-
rungen und der in diesem 
Zusammenhang nicht zu-
letzt auch zu erwarten-
den Kostenfolgen für die 
Gemeinden ist der Tiro-
ler Gemeindeverband der 
Ansicht, dass diesen Re-
formbestrebungen im Be-
reich der P!egeassistenz 
und P!egeassistenz Plus 
- noch vor Aussendung ei-
nes Gesetzesentwurfes im 
Begutachtungswege - ent-
schieden entgegen getreten 
werden muss. 

 Herzlichst
 Ernst Schöpf
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Grundversorgung ist ein 
"ema der Zukunft

Das Funktionieren der 
Grundversorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen 
ist ein "ema, das beson-
ders im ländlichen Raum 
immer mehr Bedeutung 
erlangt. Die aktuelle Erhe-
bung zeigt, dass die Ver-
sorgung mit Lebensmitteln 
und Gütern des täglichen 
Bedarfs auch in den pe-
ripheren Regionen Tirols 
weiterhin gesichert scheint. 
Im Dienstleistungsbereich, 
insbesondere wenn es um 
die Versorgung mit Post- 
und Bankdienstleistungen 
geht, setzte sich der Trend 
zu Ausdünnung des Filial-
netzes weiterhin fort.

Gegenüber der Vorer-
hebung wurden um 28 
Lebensmittelgeschäfte so-
wie 35 Bäckereien bzw. 
Backwarengeschäfte mehr 
gezählt, dafür existieren 
derzeit weniger Polizeiin-
spektionen (-11), Fleisch-
hauereien (-9), Postämter 
(-10) und Bank&lialen 
(-33).

Die aktualisierten Daten 
sollen einen Beitrag leisten, 
damit die Diskussion dieser 
Problematik auf einer sach-
lichen Grundlage geführt 
werden kann. 

Die Gemeinden halte
ihr Versorgungsangebot 

recht stabil

Ein wichtiges Ergebnis 
dieser Untersuchung ist 
aber der Umstand, dass es 
– so wie bereits in der Vor-
periode von 2008 bis 2011 - 
keine Gemeinde gibt, deren 
Versorgungsangebot sich in 
den vergangenen drei Jah-
ren in besonderem Maße 
reduziert hat. 

Als Ausreißer müssen 
daher bereits Gemeinden 
erwähnt werden, die in 
drei (tri$t für Innsbruck 
zu) sowie in zwei Katego-
rien (Längenfeld, Volders, 
Jochberg, Grins; Pians und 
Steinberg) Einbußen hin-
nehmen mussten.

Meist handelt es sich da-
bei um aufgelassene Ordi-
nationen von Fachärzten, 
zweimal um geschlosse-
ne Polizeiinspektionen, in 
Einzelfällen wurden Bä-
ckereien oder Bank&lialen 
geschlossen.

Einige Gemeinden haben 
ihr Versorgungsangebot im 
Vergleich zu 2011 hingegen 
beträchtlich erweitert. Die 
größten Zunahmen gibt es 
in Reith bei Kitzbühel (+4) 
und Fieberbrunn (+6). In 
beiden Gemeinden hat sich 

in erster Linie das Fachärz-
te- aber auch das Kinderbe-
treuungsangebot verbessert.

Insgesamt – und über alle 
erhobenen Merkmale be-
trachtet - konnten 66 Ge-
meinden ihr Versorgungs-
angebot verbessern, 151 
sind gleich geblieben. In 62 
Gemeinden gibt es im Jahr 
2014 weniger Versorgungs-
einrichtungen als 2011.

5 zeigt, verläuft die Ent-
wicklung der Versorgungs-
situation zumindest in 

-
onen mit ausgeprägten Ver-
schlechterungen noch jene 
mit besonders besserem 
Angebot gibt.

In Osttirol hat sich die 
Lage gegenüber der Vor-
erhebung im Jahr 2011 
tendenziell verschlechtert. 
Hier gibt es deutlich we-
niger Polizeiinspektionen 
(-5) und Bank&lialen (-4), 
ebenso hat sich die Zahl der 
Lebensmittelhändler (-1), 
Fleischhauer und Postäm-
ter (je -2) reduziert.

Die objektiven Daten 
über den Versorgungsgrad 
der Bevölkerung sowie des-
sen Veränderung sind umso 

-

(UKHEXQJ�]XU�*UXQGYHUVRUJXQJ�
GHU�7LUROHU�%HY|ONHUXQJ
Mit Unterstützung aller Tiroler Gemeinden erfolgte seitens der Tiroler Landesstatistik im 
Laufe des Jahres 2014 zum vierten Mal nach 2005 in einem dreijährigen Rhythmus eine 
Erhebung von Einrichtungen zur Grundversorgung der Tiroler Bevölkerung. Ergebnis 
dieser Erhebung ist ein Datenbestand, der Auskunft über das Vorhandensein von bzw. den 
Versorgungsgrad mit Lebensmittelgeschäften, Tankstellen, Banken, Altenheimen, Apothe-
ken, Ärzten, Postämtern, Polizeiinspektionen, Metzgern, Bäckern, Kinderbetreuungs- und 
Bildungseinrichtungen. Der folgende Artikel fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen, 
die gesamte Studie steht im Internet unter www.tirol.gv.at/statistik zum Download bereit.

Mag. Manfred Kaiser

Amt der Tiroler
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Ihr Partner bei Hausverwaltung 
und Gebäudemanagement

Jetzt informieren –  wir beraten Sie gerne persönlich:
Hausverwaltung
Tel.:  0512 53 93-0 
E-Mail: hausverwaltung@we-tirol.at

Als gemeinnütziger Wohnbauträger scha!t die 
wohnungs eigentum für  die Tiroler Bevölkerung 
leistbaren Wohnraum. Mit der Kompetenz bei  
Hausver waltung und Gebäudemanagement sorgen 
wir dafür, dass Ihr Eigenheim auch  weiterhin so gut 
erhalten bleibt wie es ist.  

Unsere Leistungen im Überblick: 
Heizkostenabrechnung · Abwicklung von Groß- 
instand setzungen · Abwicklung von Versicherungs-
schäden · Umfassende Auskunft und Beratung · 
Umfangreiche Betreuung der Wohnanlagen ·  Auf nahme  
und Veran lassung von Reparaturen · Schadens-
abwicklung · Interessens vertretung

mung dieses "emas durch 
die BürgerInnen sehr in-
dividuell und vielfach auch 
emotional geprägt ist. Ob 

die Betro$enen das ermit-
telte Ausmaß an Versor-
gung als gut oder unbefrie-
digend emp&nden, hängt 

darüber hinaus von den 
jeweiligen persönlichen Vo-
raussetzungen und Bedürf-
nissen ab.
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Jede Tiroler Gemeinde 

wird einem der insgesamt 
fünf Typen zugeordnet

Insgesamt hat die Lan-
desstatistik 10.453 Einrich-
tungen in 61 Kategorien 
(15 Hauptkategorien und 
teilweise mehreren Unter-
kategorien) erfasst und die 
Tiroler Gemeinden – in 
Abhängigkeit vom Merk-
mal „Gesamtsumme der 
pro Gemeinde verfügbaren 
Einrichtungen“ – zunächst 
in fünf Typen gegliedert. 

O 19 Gemeinden (Inns-
bruck, Hall i.T., Fulpmes, 
Imst, Jenbach, Fieberbrunn, 
Kitzbühel, Kufstein, Lan-
deck, Lienz, Mayrhofen, 
Reutte, Rum, Schwaz, St. 

über mindestens 25 Ein-
richtungen der Daseinsvor-
sorge und erreichen damit 

O 45 Gemeinden errei-
chen einen guten Versor-
gungsgrad (17 bis 24 Ein-
richtungen);

O 143 Gemeinden ver-
fügen über einen mittleren 
Versorgungsgrad und sind 
damit durch mindestens 8 
bis maximal 16 Einrichtun-
gen direkt versorgt;

O 61 Gemeinden errei-
chen einen geringen Ver-
sorgungsgrad (5 bis 7 Ein-
richtungen);

O 11 Gemeinden (Am-
lach, Gramais, Hinterhorn-
bach, Kaisers, Kolsassberg, 

St. Sigmund, Steinberg am 
Rofan und Unterperfuss) 
verfügen neben dem Ge-
meindeamt nur über maxi-
mal 3 weitere Institutionen.

die Landeshauptstadt, die 
meisten Bezirkshauptor-
te und größenmäßig ver-
gleichbare Gemeinden so-
wie die Tourismuszentren 
die meisten Institutionen 
zur Grundversorgung der 
Bevölkerung. Hingegen ist 
im Umfeld dieser Zentren 
häu&g ein geringer Ver-
sorgungsgrad festzustellen. 
Gleiches gilt vielfach in 

dünn besiedelten periphe-
ren Gebieten.

649 Betriebe im
Lebensmitteleinzelhandel 
– 57 Gemeinden ohne 
Lebensmittelbetrieb

Die Erhebung 2014 weist 
insgesamt 649 Betriebe 
aus, die dem Lebensmit-
teleinzelhandel (LEH) 
zuzurechnen sind. Insge-
samt verfügen diese über 
322.449 m² Verkaufs!äche. 
Diese Betriebe verteilen 
sich wie vor drei Jahren auf 
222 Gemeinden, d.h. 57 
Gemeinden Tirols beher-
bergen weiterhin keinen 

Gegenüber der Erhe-
bung im Jahr 2011 hat sich 
die Zahl der Geschäfte ti-
rolweit um 28 erhöht, die 
Verkaufs!äche ist um etwa 
15.000 Quadratmeter ge-
stiegen. Die Veränderungen 
im Bestand betre$en alle 
Landesteile und sind nicht 
etwa nur auf einzelne Zen-
tren beschränkt. 16 Ge-

Insgesamt hat die Landes-
statistik 10.453 Einrichtun-
gen in 61 Kategorien erfasst 
und die Tiroler Gemeinden 
in fünf  Typen gegliedert.
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meinden haben in den ver-
gangenen drei Jahren einen 
Lebensmittelbetrieb verlo-
ren. Darunter sind mit Kar-

-

-
le sechs Gemeinden, die 
über kein Lebensmittelge-
schäft mehr verfügen. 

In 31 Gemeinden ist die 
Versorgungslage im Le-
bensmitteleinzelhandel 
hingegen besser als 2011, 

-
berg sind „neu erschlossen“, 
verfügen also im Gegensatz 
zur Erhebung vor 3 Jahren 
jetzt (wieder) über ein Le-
bensmittelgeschäft.

Mit 15 Gemeinden ohne 
Lebensmittelbetrieb weist 
der Bezirk Reutte rechne-
risch die größten Versor-
gungslücken auf, gefolgt 
von den Bezirken Lienz 
(12) und Innsbruck – Land 
(11). Bei der Beurteilung 
der Versorgungssituation ist 
zu beachten, dass Tirol über 
eine kleingemeindliche 
Struktur verfügt und dass 
es sich bei den Gemeinden 
ohne LEH-Betrieb zum 
Teil um Berggemeinden 
handelt, welche funktional 
eng mit den angrenzenden 
Talgemeinden verbunden 
sind. Von den 57 Gemein-
den ohne LEH-Betrieb 
haben 10 Gemeinden mehr 
als 1.000 Einwohner, die 
größte ist Breitenwang mit 
1.516 Einwohnern.

Die durchschnittliche
Verkaufs!äche beträgt

497 m2 – Flächen bleiben 
derzeit konstant

Im Mittel verfügen die 
Tiroler Lebensmittelbetrie-

be über eine Verkaufs!äche 

ist zwar zum dritten Mal in 
Folge gestiegen, allerdings 
hat sich das Flächenwachs-
tum deutlich verlangsamt. 
Sind es gegenüber der Erst-
erhebung im Jahr 2005 im-
merhin 40 m² mehr, so stieg 
die mittlere Verkaufs!äche 
gegenüber 2011 nur mehr 
um 2 m². Die Spannweite 
dieses Merkmals ist aller-
dings recht hoch, so wei-
sen die Betriebe im Bezirk 
Reutte eine durchschnittli-
che Verkaufs!äche von 355 
m² auf, jene in Innsbruck-
Stadt hingegen 731 m².

Auf Ebene der Planungs-
verbände zeigen sich die 
Unterschiede noch deutli-
cher: Am kleinsten sind die 
Betriebe im Durchschnitt 
in Oberen Lechtal (266), 
im Paznauntal (279) und 
in Sillian-Villgraten-Gail-
tal (281). Abgesehen vom 
Raum Landeck (804 m²) , 
wo der Durchschnittswert 
durch einen Lebensmittel-
großbetrieb nach oben ver-
zerrt wird, &nden sich die 
größten Betriebe in Inns-
bruck (731), Hall und Um-
gebung (715) und m Raum 
Völs-Kematen-Sellrain mit 
706 m²,. Selbstverständlich 
gibt es hier Zusammen-
hänge mit den gesetzlichen 
Bestimmungen, die größere 
Betriebseinheiten erst in 
Orten mit höheren Bevöl-
kerungszahlen erlauben.

1.147 Einwohner
pro Betrieb –

Versorgungsquote
leicht verbessert

Ein Lebensmittelein-
zelhandelsbetrieb ver-
sorgt in Tirol im Durch-
schnitt 1.114 Einwohner 

(2005:1.170), die Versor-
gungsquote hat sich im 
Verlaufe der letzten 9 Jahre 
tirolweit also geringfügig 
verbessert. Veränderun-
gen der Versorgungsquote 
können einerseits durch 
eine Bevölkerungsverän-
derung und andererseits 
durch Zu- bzw. Abnahmen 
von Lebensmittelbetrieben 
zustande kommen. Genau 
die Hälfte der Tiroler Pla-
nungsverbände hat in den 
Jahren seit 2005 eine Ver-
besserung der Versorgungs-
quote erfahren, die andere 
Hälfte musste diesbezügli-
che Verschlechterungen in 
Kauf nehmen. In den Regi-
onen Telfs und Umgebung, 

im Achental und am See-
felder Plateau hat sich die 
Zahl der Lebensmittelbe-
triebe zwar nicht geändert, 
allerdings werden die beste-
henden Einrichtungen auf-
grund der Bevölkerungszu-
nahme von einer größeren 
Anzahl von Personen fre-
quentiert. 

Im Gegensatz dazu ist 
die schlechtere Versor-

Kaiser, in Imst und Umge-
bung, in der Region Völs-
Kematen-Sellrain sowie am 
Mieminger Plateau und im 
Pillerseetal auf Verschlech-
terungen der Angebotssitu-
ation zurückzuführen, hier 
gibt es also aktuell weniger 
Betriebe als vor einigen 
Jahren.

Zuwächse in allen
Zentralitätsstufen

Ein weiteres Analysek-
riterium ist die Frage, wie 
sich die Lebensmittelge-
schäfte Tirols auf die Ge-
meinden unterschiedlicher 

Am kleinsten sind die Be-
triebe im Durchschnitt im 
Oberen Lechtal, im Paz-
nauntal und in Sillian-Vill-
graten-Gailtal.
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Zentralität verteilen. In-
formationen zur De&niti-
on und zum theoretischen 
Hintergrund des „Zentrale-
Orte-Systems“ &nden sich 
in einer Studie des Amtes 
der Tiroler Landesregie-
rung, Raumordnung – Sta-
tistik, mit dem Titel „Das 
System der Zentralen Orte 
in Tirol“ aus dem Jahr 2010. 
Zu &nden ist diese Studie 
im Internet unter https://
www.tirol.gv.at/landes-
entwicklung/raumordnung/
fachgrundlagen/fachgrundla-
gen-ueberoertlich/. 

Die Zahl der Lebensmit-
telbetriebe hat sich gegen-
über der Vorerhebung im 
Jahr 2011 in allen Zentra-
litätsstufen erhöht, in den 
Gemeinden der oberen 
(Innsbruck) und mittleren 
Stufe um 12, in den Ge-
meinden der unteren und 
untersten Stufe sogar um 
17 Einheiten. Das bedeutet, 

an Lebensmittelbetrieben 
auch in peripheren Regi-
onen in den letzten Jahren 
nicht nur nicht ausgedünnt, 
sondern sogar erweitert 
wurde. Mehr als ein Drit-
tel (36 %) aller Lebensmit-
telhändler be&ndet sich in 
den 15 Gemeinden mit der 
größten Zentralität, diese 
Betriebe verfügen darüber 
hinaus über mehr als die 
Hälfte der gesamten Ver-
kaufs!äche.

622 Ordinationen von 
Ärzten und Ärztinnen
 für Allgemeinmedizin

in 171 Gemeinden

In Tirol existieren zum 
Erhebungszeitpunkt 622 
Ordinationen niederge-
lassener Praktischer Ärzte 
in 171 Gemeinden (incl. 
Zweitordinationen). So-
mit verfügen 61 % der 
Tiroler Gemeinden über 
mindestens einen Allge-
meinmediziner im Ort, 108 
Gemeinden sind nicht un-
mittelbar versorgt, das sind 
um 4 Gemeinden mehr als 
im Jahr 2011. In Stams, 
Rinn, Grins, Oberlienz, 
Ried im Zillertal und Stans 
wurde die Arztpraxis in den 
vergangenen drei Jahren 
geschlossen, hingegen ha-
ben in St. Ulrich am Piller-
see und in Außervillgraten 
je ein Allgemeinmediziner 
bzw. eine Allgemeinme-
dizinerin eine Ordination 
erö$net. 

Die Betreuungssituation 
hat sich leicht
verschlechtert

Im Durchschnitt versor-
gen ein Praktischer Arzt 
oder eine Praktische Ärztin 
in Tirol 1.161 PatientInnen, 
gegenüber 1.147 Personen 
im Jahr 2011. Damit hat 
sich die tirolweite Versor-
gungssituation rechnerisch 

-

rend es in den eher peripher 
gelegenen Bezirken Kitz-
bühel (+4), Landeck (+6), 
Lienz (+1) und Reutte (+4) 
mehr Praktische Ärzte gibt 
als vor drei Jahren, hat sich 
deren Zahl im Zentralraum, 
also in Innsbruck-Stadt 
und –Land (je -3) sowie in 
Imst (-5) und Schwaz (-1) 
verringert, in Kufstein hat 
es in Summe keine Verän-
derung gegeben.

Kein Planungsverband 
ohne Praktischen Arzt

Die aktuelle Erhebung 
zeigt, dass in Tirol weiter-
hin alle Planungsverbände 
eine(n) niedergelassene(n) 
AllgemeinmedizinerIn be-
herbergen. Die meisten 
ÄrztInnen &nden sich na-
turgemäß in der Landes-
hauptstadt Innsbruck, wo 
der Rückgang der Ordi-
nationen um 3 Einheiten 
in den vergangenen Jahren 
weniger Auswirkungen ha-
ben dürfte, als die Rück-

Mieminger Plateau und im 
Achental (je -3). 

Praktische ÄrztInnen
mit Kassenvertrag

Die Zahl der Allgemein-
medizinerInnen mit Kas-
senvertrag hat sich in den 
letzten drei Jahren insge-
samt um zwei verringert. 
Am Mieminger Plateau 

Zentralität Gemeinden LEH-Betriebe
2014

LEH-Betriebe
2005

9HUNDXIVÁlFKH�
LQ�P2�����

9HUNDXIVÁlFKH�
LQ�P2�����

Obere Stufe 1 77 64 56.321 41.624
Mittlere Stufe 14 159 126 109.614 92.598
Untere Stufe 100 270 260 121.856 107.283
Unterste Stufe 164 143 139 34.658 27.492

TIROL 279 649 589 322.449 268.997
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Jenbach, Landeck und 
auf der Sonnenterrasse (je 
-1) gab es Rückgänge, im 
Brixental, Pillerseetal, Ötz-
tal und in Innsbruck kam 
je ein Arzt bzw. eine Ärz-
tin mit Kassenvertrag dazu. 
Insgesamt existieren in Ti-
rol neun Planungsverbände 
(Sonnenterrasse, Zillertal, 
Innsbruck, Oberes Lechtal, 
Lienz und Umgebung, Hall 
und Umgebung, Leuken-
tal, Landeck und Imst), in 
denen der Anteil der Kas-
senärzte unter 50 % liegt, 
mit der Sonnenterrasse 
(Serfaus-Fiss-Ladis) gibt es 
erstmals eine Region ohne 
Kassenarzt. Allerdings be-
steht die Gefahr, dass sich 
diese durchaus noch gute 
Situation in den kommen-
den Jahren durch Pensio-
nierungen von Landärzten 
grundlegend verändern 
wird.

171 Einrichtungen für 
Postdienste – nur noch 42 

Gemeinden haben
ein Postamt

55 Postämter, 101 Post-
partner, 15 Postservicestel-
len bilden die insgesamt 
171 Einrichtungen zur Ver-
sorgung der Bevölkerung 
mit Postdienstleistungen 
(Stand September 2014), 
dazu kommen noch 10 
Landzusteller.

Gegenüber der Erhebung 
im Jahr 2011 wurden so-
mit wiederum 10 Postäm-
ter geschlossen bzw. deren 
Leistungen auf einen Post-
partner übertragen, deren 
Bestand von 70 auf nun-
mehr 101 Einheiten gestie-
gen ist. Das hatte zur Folge, 
dass es derzeit nur mehr 
42 Gemeinden mit einem 

eigenen Postamt gibt, 141 
Tiroler Gemeinden – um 
eine mehr als vor drei Jah-
ren - haben hingegen weder 
ein Postamt, noch einen 
Postpartner oder eine Post-
servicestelle. In wie vielen 
Gemeinden postalische 
Dienstleistungen zur Gän-
ze fehlen, lässt sich insofern 
nicht sagen, als dass die 10 
Landzusteller (2008 waren 
es noch 14) nicht nur lokal, 
sondern zumindest regio-
nal tätig sind. Klar dürfte 
aber sein, dass auch Land-
zusteller im Vergleich zu 
Postämtern nur sehr einge-
schränkte Dienstleistungen 
anbieten können.

9 Planungsverbände
ohne Postamt

Postämter in Bichlbach 
und Ehrwald sind nun-
mehr 9 (anstatt bisher 8) 
Planungsverbände (Tann-
heimertal, Oberes Lechtal, 
Zwischentoren, Sonnenter-
rasse, Mieminger Plateau, 
Südöstliches Mittelgebirge, 

und Pillerseetal) ohne eige-
nes Postamt. Der aktuellen 
Diskussion um die Schlie-
ßung weiterer Postämter in 
Tirol kommt in Bezug auf 
die Versorgung insbesonde-
re der periphären Gebiete 
daher weiterhin eine beson-
dere Bedeutung zu. 

Postamtschließungen 
besonders in periphären 

Regionen

Verfolgt man die Dis-
kussionen über Postamts-
schließungen, so ist es 

wenig überraschend, dass 
diese Schließungen in ers-
ter Linie in peripheren Ge-
bieten statt&nden. Von den 
insgesamt 83 Stilllegun-
gen der letzten sechs Jahre 
haben 77 die Gemeinden 
der unteren und untersten 
Zentralitätsstufe betro$en. 
Seitens der Post wurden in 
diesen Regionen im selben 
Zeitraum zumindest 76 
neue Postpartner gefunden.

Weitere Ergebnisse
in Kurzform

O In 259 Gemeinden ste-
hen insgesamt 405 Veran-
staltungssäle zur Verfügung, 
Innsbruck-Stadt wurde hier 
nicht mit erhoben.

O Mit Ausnahme der Ge-
meinden Polling und Stein-
berg am Rofan be&ndet sich 
in allen Tiroler Gemeinden 
zumindest ein Gasthaus.

O Für die Kinderbetreu-
ung stehen insgesamt 47 
Spielgruppen, 209 Kinder-
krippen und Kindergrup-
pen, 461 Kindergärten und 
80 Horte zur Verfügung, 
zur schulischen Ausbildung 
675 Schulen, darunter 381 
Volksschulen, 108 Haupt-

-
schulen), 29 Sonderschulen, 
25 AHS und 11 Handels-
akademien bzw. Handels-
schulen.

O -
mittelversorgern und 
Tankstellen mit Conveni-
ence-Shops existieren in 
Tirol 404 Bäckereien bzw. 
Brotfachgeschäfte und 168 
Metzgereien. Die Zahl der 
Metzgereien ist in den letz-
ten 10 Jahren um mehr als 
30 % zurückgegangen.

Stellenausschreibungen der Gemeinden im

,QWHUQHW�XQWHU�ZZZ�JHPHLQGHYHUEDQG�WLURO�DW
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Ihr Berater für alle 
Versicherungsfragen
in Tirols Gemeinden
Arno Thrainer: Tel. 0512 5313 1254

arno.thrainer@tiroler.at

Kläranlage Strass im Zillertal ist

Vorbild in der Abwasserreinigung

Als österreichweit bei-
spielgebenden Leistungs-
träger zeichnete Bundesmi-
nister Andrä Rupprechter 
den stellvertretenden Ge-
schäftsführer und Betriebs-
leiter Christian Fimml vom 
Abwasserverband Achen-
tal-Inntal-Zillertal und 
„seine“ Kläranlage Strass 
im Zillertal für Spitzenleis-
tungen in der Abwasserrei-
nigung aus.

„Ich gratuliere Christian 
Fimml für sein unermüd-
liches Engagement mit 
Blick auf innovative Lö-
sungen für die Praxis und 
den e#zienten Einsatz 
ö$entlicher Gelder. Seine 
Auszeichnung durch Mi-
nister Andrä Rupprechter 
ist zugleich auch ein dickes 
Lob für die gesamte Tiro-
ler Abwasserwirtschaft mit 
ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die in höchs-
tem Maße umweltfreund-
lich und mit voller Kraft an 
der Sache arbeiten“, freut 
sich LHStv Josef Geisler 
über diesen Erfolg, der weit 
über unsere Landesgrenzen 
hinaus für Beachtung in der 
Fachbranche sorgt.

aus Haushalten werden 
auch Abwässer aus Gewer-
be- und Industriebetrie-
ben, bei uns nicht zuletzt 

aus Tourismusbetrieben, in 
den kommunalen Kläran-
lagen gereinigt. Hier steu-
ern die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Tiroler 
Gemeinden und Abwas-
serverbände hochkomplexe 
technische, biologische und 
chemische Prozesse mit 
modernsten Technologien. 
Die so gereinigten Abwäs-
ser können in die Tiroler 
Gewässer eingeleitet wer-
den, ohne dort Schaden 
anzurichten“, erklärt Stefan 

-
-

serwirtschaft des Landes 
Tirol.

Geordnete Ableitung und 
Reinigung der Abwässer 
sind zentrale und seit Jahr-
zehnten bewährte Leistun-
gen der Tiroler Gemeinden 
zur Daseinsvorsorge. Sie 
dienen der nachhaltigen 

-
sers und insgesamt dem res-
sourcenschonenden Um-
gang mit unserer Umwelt. 

-
serkreislauf zurückgeführt 
werden. Österreich spielt 
auch international gesehen 
eine Vorreiterrolle in Bezug 
auf die Qualität der Abwas-
serentsorgung.

9RQ� OLQNV� Ä/HLVWXQJVWUlJHU³� &KULVWLDQ� )LPPO�� %XQGHV�
minister Andrä Rupprechter und Stefan Wildt bei der 

3UHLVYHUOHLKXQJ�LQ�/LQ]�
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Wir suchen Grundstücke
Um auch in Zukunft den Tirolerinnen und Tirolern 

qualitativ hochwertige und leistbare Wohnungen zu
sichern, suchen wir in ganz Tirol Baugrundstu�cke 

ab 1.000 m2 in guter Lage.   
  

   
   

N E U E  H E I M AT  T I R O L
Gemeinnützige WohnungsGmbH

Gumppstraße 47, A-6023 Innsbruck
Tel.: (0512) 3330, nhtirol@nht.co.at

www.neueheimattirol.at

��
�$��������������
$�'""&�&'#%&&%!�% �'#&&'#�%!&&�$	�$&'

9HU|IIHQWOLFKXQJ�YRQ�
Stellenausschreibungen

Der Tiroler Gemeinde-
verband ist bestrebt, das 
Serviceangebot für die 
Gemeinden und Gemein-
deverbände laufend zu ver-
bessern.

In diesem Zusammen-
hang besteht für Gemein-
den bzw. Gemeindever-
bände die Möglichkeit, 
Ausschreibungen von frei-
en Dienstposten (Stellen-
ausschreibungen) auf der 
Homepage des Tiroler Ge-
meindeverbandes zu veröf-
fentlichen.

potenziellen Bewerberin-
nen und Bewerbern einen 
möglichst vollständigen 

vakanten Stellen auf Ge-
meindeebene zu verschaf-
fen, lädt der Tiroler Ge-

meindeverband ein, von 
diesem Angebot regen Ge-
brauch zu machen.

Folgende Vorgangsweise 
ist zu tre$en:

-
schreibungstextes im „pdf-
Format“ an den Tiroler Ge-
meindeverband per E-Mail 
unter: tiroler@gemeinde-
verband-tirol.at

Auf der Homepage des 
Tiroler Gemeindeverban-
des steht auch eine Mus-
tervorlage zum Download 
bereit.

Achtung: Es ist wichtig, 
dass basierend auf den gel-
tenden gesetzlichen Rege-
lungen in einer Ausschrei-
bung das Mindestentgelt 
angeführt wird. Darauf 
wird in Ausschreibungen 
sehr oft vergessen.

Service auf der Homepage des Verbandes

M�U�S�T�E�R��E�I�N�E�R�
S�T�E�L�L�E�N�A�U�S�S�C�H�R�E�I�B�U�N�G�

Bei� der� Gemeinde� /� Marktgemeinde� /� Stadtgemeinde� ………………………………..,� ist� für� die�
Betreuung� einer� Kindergartengruppe� in� der� Kinderbetreuungseinrichtung�………………..,�mit�
Wirksamkeit�vom�…………………………….�die�Stelle�

�

einer�pädagogischen�Fachkraft�
�

mit� einem� Beschäftigungsausmaß� von� 40� Wochenstunden,� das� sind� 100%� der�
Vollbeschäftigung,� zu� besetzen.� Die� Einstufung� erfolgt� nach� den� Bestimmungen� des�
GemeindeͲVertragsbedienstetengesetzes� 2012� –� GͲVBG� 2012,� LGBl.� Nr.� 119/2011� in� der�
jeweils�geltenden�Fassung,�Entlohnungsgruppe�ki.�

Das�Mindestentgelt�beträgt�monatlich�€�………….�brutto.� Es�wird�darauf�hingewiesen,�dass�
sich�das�angeführte�Mindestentgelt�aufgrund�von�gesetzlichen�Vorschriften�gegebenenfalls�
durch� anrechenbare� Vordienstzeiten� sowie� sonstige� mit� den� Besonderheiten� des�
Arbeitsplatzes�verbundene�Entgeltbestandteile�erhöht.���

Von�den�BewerberInnen�werden�folgende�Voraussetzungen�erwartet:�

x die�erfolgreiche�Ablegung�der�ReifeͲ�und�Diplomprüfung�für�Kindergärten�oder�der�
Diplomprüfung�für�Kindergartenpädagogik�

x ……………………………………………………………………………………………………………….�
�

Bewerbungen� sind� bis� spätestens� ……………………………………………….� bei� der� Gemeinde� /�
Marktgemeinde�/�Stadtgemeinde�………………………………………………………��einzubringen.�

Für�Informationen�steht�Ihnen�…………………………………………………………..��zur�Verfügung.��

Hier:��
Auf�§�2�des�GemeindeͲGleichbehandlungsgesetzes�2005� in�Verbindung�mit�§�7�des�LandesͲ
Gleichbehandlungsgesetzes�2005�wird�hingewiesen.�

Variante:�

Gemäß� §� 2� des� GemeindeͲGleichbehandlungsgesetzes� 2005� in� Verbindung� mit� §� 7� des�
LandesͲGleichbehandlungsgesetzes� 2005�werden� insbesondere� Frauen� eingeladen,� sich� zu�
bewerben.��

Für�den�Gemeinderat:�
Der�Bürgermeister�
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der rasanten Veränderun-
gen. Diese Dynamik macht 
auch vor dem Baugewerbe 
nicht halt. Von daher ist 
eine fundierte Aus- und 

Lebens-Langes-Lernen – 
wichtiger denn je.

Die BAUAKADEMIE 
Tirol bedient mit Ihrer 
Spezialisierung auf die 
Baubranche und durch 
ausgewählte Vortragende 
aus der Praxis die gesamte 
Bandbreite: Ob Lehrling, 
Facharbeiter, Polier, Baulei-
ter oder Baumeister – jeder 
&ndet die für ihn richtige 
Fortbildung.

Im Rahmen des Lebens-
Langes-Lernen-Prozesses 
wird auf die handwerkli-
chen Fertigkeiten ebenso 
wie auf die Vermittlung von 
neuen Methoden, Techni-
ken und kaufmännischen 
Inhalten bedacht genom-
men. Bauvertragsthemen, 
Baufachseminare, individu-
elle Bildungsberatung so-

wie Managementtrainings 
bilden die Schwerpunkte 
und werden ausschließ-
lich von Unternehmern 
aus der Praxis unterrichtet. 

von "eorie und Praxis die 
wesentliche Stärke unseres 
Systems.

Gerne bieten wir auch 
Spezial-Seminare für Ge-
meinden an. Egal ob Bau-
recht, OIB-Richtlinien 
oder Informationen zur 
Barrierefreiheit am Bau – 
die BAUAKADEMIE Ti-
rol ist der kompetente An-
sprechpartner für Sie.

DI Norbert Pfurtscheller

/HLWHU�%DXDNDGHPLH�
/HKUEDXKRI�7LURO

%$8$NDGHPLH�
/HKUEDXKRI�7LURO
(JJHU�/LHQ]�6WUD�H����
�����,QQVEUXFN

7HO��������������
)D[�����������������

E-Mail: 

norbert.pfurtscheller@

tirol.bauakadmie.at

Internet:

www.tirol.bauakademie.at

www.baudeinezukunft.at
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Leitbild BauAkademie Innsbruck:

* Lehrlingsaus- und Erwachsenenweiterbildung in Innsbruck mit 
Qualität statt Quantität

* Garant für die Sicherstellung des Berufsnachwuchses und Image-
verbesserung des Lehrberufes Maurer durch zeitgemäße Lehrlings-
ausbildung sowie aktive und positive Bewertung des Lehrberufes 
Maurer

Eine umfassende thermi-
sche Sanierung ist eine sinn-
volle Investition, sowohl in 
ökologischer als auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht: Die 
Heizkosten sinken deutlich, 
zugleich steigt der Immobi-

Zugluft gehören der Vergan-
genheit an. Grundlage für eine 
e#ziente Sanierung ist jedoch 
ein individuell abgestimmtes 
Gesamtkonzept – und das be-
kommen Sie nur beim Fach-
mann. Um hochwertige Sa-
nierungen zu fördern, hat die 
Landesinnung Bau Tirol ge-

meinsam mit Energie Tirol die 
Qualitätsmarke „Dein Tiroler 
Sanierpro&“ ins Leben geru-
fen. Betriebe, die dieses Zerti-
&kat vorweisen können, bieten 
dem Bauherrn eine Komplett-

sanierung aus einer Hand, mit 
hohen Qualitätsstandards und 
transparentem Kosten- und 
Zeitplan. Alle „Tiroler Sanier-
pro&“- Betriebe verfügen über 
ein Qualitätssicherungssys-
tem, die Mitarbeiter werden 
laufend weitergebildet. Der 
„Tiroler Sanierpro&“ sorgt für 
eine ganzheitliche Planung 
und fachgerechte Umsetzung 
der Sanierungsmaßnahmen, 
berät Sie zu Förderungen und 
erstellt den Energieausweis. 
Lassen Sie sich einfach bera-
ten! pr 

www.tiroler-sanierpro&.at

7LUROHU�6DQLHUSUR¿��]HUWL¿]LHUWH�4XDOLWlW

F
o

to
: 
F

o
ta

li
a



*HPHLQGH�(EEV�VHW]W�DXI
]HQWUDOH�.RPPXQLNDWLRQVO|VXQJ

Eine Gemeinde besteht 
nicht nur aus einem Amt. 
So auch in Ebbs: das Frei-
zeitzentrum, die Volks-, 

-
schule, der Kindergarten, 
Bauhof, Klärwerk oder die 
Feuerwehr sind wichtige 
Einrichtungen und brau-
chen für ihre Arbeit eines: 
einen modernen Kommu-
nikationskanal. 

Bei der Suche nach einer 
neuen Telefonlösung hat 
sich die Gemeinde Ebbs 
nicht nur auf die Aussagen 
der möglichen Lieferan-
ten verlassen, sondern sich 

umgehört. So auch bei der 
Gemeinde Langkampfen, 
die kürzlich über Kufgem 
ein neues Telefonsystem 
von Innovaphone instal-
liert hat und seitdem die 
Vorteile einer individuellen 

und VoIP-Telefonielösung 
nutzt. Frank Ederegger von 
der Gemeinde Ebbs erin-
nert sich: „Die Langkampf-
ner haben uns ganz klar das 
von Kufgem angebotene 
Telefonsystem empfohlen. 
Das wäre was Gescheites, 
was wir ohne Probleme 
nehmen könnten!“

Telefonie-Lösungen auf 
die Gemeinde abgestimmt

„Für Gemeinden ist eine 
Vernetzung der Standorte 
ein kostensenkender Fak-
tor“, weiß auch Gerhard 
Muigg, bei Kufgem der 
Ansprechpartner für Inno-
vaphone. In einem Orga-

nisationsgespräch mit der 
Gemeinde werden daher im 
Vorfeld alle Anforderungen 
wie zum Beispiel Standor-
te, Gruppen, Durchwahl-
nummern, Telefongeräte 
oder Abrechnungsstellen 
besprochen und geplant. 

Eine Anlage für sieben 
eigenständige Standorte

Die Gemeinde Ebbs ist 
bereits der 140. Kufgem-
Kunde, der Innovaphone 
einsetzt. „Die Umstellung 
von 47 Telefonen an sieben 
Standorten funktionierte 
reibungslos und vor allem 
rasch. Innerhalb weniger 
Minuten wurde auf das 
neue System umgestellt 
und bestehende Rufnum-
mern übernommen. 

Zusammengefasst erge-
ben sich durch vernetzte 
Standorte viele Vorteile, 
wie zum Beispiel die je-
derzeitige und einfache 
Erweiterungsmöglichkeit 

sowie natürlich auch die 
Kostensenkung. Bereits 
sehr geschätzt in der tägli-
chen Arbeit werden moder-
ne Funktionen wie direktes 

-
listen oder einer Abwesen-
heitsfunktion, um nur eini-
ge zu nennen. 

„Individuelle und aktuelle 
Ansagen, einfache, auto-

oder die Integration von 
Handys bietet mehr Infor-
mation, bessere Erreichbar-
keit und somit mehr Bür-
gerservice“, bestätigt auch 
der Ebbser Bürgermeister 
Josef Ritzer. 

Gerhard Muigg infor-
miert Sie gerne persönlich 
über Kommunikationslö-
sungen für Ihre Gemeinde. 
Per E-Mail unter muigg@
kufgem.at oder telefonisch 

6902-811. pr

.XIJHP�('9
Gesellschaft m.b.H.

Fischergries 2

�����.XIVWHLQ

7HO������������
info@kufgem.at

www.kufgem.at
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Mit Inkrafttreten der 
neuen EU-Lebensmittelin-

1169/2011 am 13. Dezem-
ber 2014 wird die bisher nur 
für verpackte Lebensmittel 
geltende Informations-
p!icht über das Vorkom-
men der 14 Hauptaller-
gene auch auf sogenannte 

diesem Zeitpunkt müssen 
europaweit alle Gastge-
werbebetriebe jene Zutaten 
in ihren Gerichten dekla-
rieren, die Allergien oder 
Lebensmittelunverträglich-
keiten auslösen können. 

Die Informationsp!icht 
gilt für Lebensmittel (ein-
schließlich Getränke), die

bestimmt sind.
-

meinschaftsverp!egung ab-
gegeben werden.

-
bieter von Gemeinschafts-
verp!egung bestimmt sind.

-

men verabreicht werden, 
wenn der Abfahrtsort in-
nerhalb der Hoheitsgebiete 
der EU-Mitgliedsstaaten 
liegt.

Die Informationsver-
p!ichtung besteht, wenn 
für die Herstellung Zutaten 
verwendet werden, die in 
eine der 14 Hauptkategori-
en (einschließlich Erzeug-
nissen davon, s. Aufzählung 
beim Buchstabencode) 
fallen. Als Zutat gilt jeder 
Sto$ (einschließlich Zu-
satzsto$e und Enzyme), der 
bei der Herstellung oder 
Zubereitung eines Lebens-
mittels verwendet wird und 
— wenn auch möglicher-
weise in veränderter Form 
— im Enderzeugnis vor-
handen bleibt (Artikel 21, 
EG Richtlinie 2000/13). 
Das heißt: wesentlich ist 
jeder Sto$, der bei der Her-
stellung als Zutat oder Teil 
einer zusammengesetz-
ten Zutat verwendet wird. 

unbeabsichtigt vorhande-
ne Allergene, die nicht als 
Zutaten verwendet wur-
den und zum Beispiel über 
Kreuzkontakte in das Pro-
dukt gelangt sind. Enthält 
das Etikett eines Herstel-
lers neben der Kennzeich-
nung der Allergene darüber 
hinaus den Zusatz: „kann 
Spuren von … enthalten“, 
muss darüber nicht infor-
miert werden, weil Spuren 
nicht als „Zutat“ im Sinne 
der Informationsverord-
nung gelten.

Die Kennzeichnung der 
Allergene tri$t auch die 
Gemeinden. Dies beispiels-
weise dann, wenn die Ge-
meinde das Mittagessen 
für eine Schule oder einen 
Kindergarten über eine an-
gestellte Köchin selbst or-
ganisiert und nicht an einen 
externen Betrieb ausgela-
gert hat. 

Auch bei der Ausspei-
sung in Schulen und Kin-

Wichtige Informationen zur inzwischen

JHOWHQGHQ�$OOHUJHQNHQQ]HLFKQXQJVSÀLFKW

UNTERNEHMENSFAMILIE DAKA - IHR PARTNER IN ENTSORGUNGSFRAGEN

www.daka.cc

DAKA Entsorgungsunternehmen GmbH & Co.KG, Bergwerkstraße 20, 6130 Schwaz, Austria, T +43(0)5242/6910 · office@daka.cc

Abfallwirtschaft · Entsorgungssysteme · Tankarbeiten · Sanierungsarbeiten Speiseresteentsorgung 

Schlachtabfall- u. Tierkadaversammlung · Verwertung von Klärschlamm Restmüllentsorgung 

Kreislaufwirtschaft · Sammelpartner der ARA · Elektroaltgeräteentsorgung

Dr. Peter Trost

Sparte Tourismus und 

Freizeitwirtschaft

Wirtschaftskammer Tirol

:LOKHOP�*UHLO�6WUD�H��
�����,QQVEUXFN

7HO�����������������

E-Mail: 

peter.trost@wktirol.at
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dergärten sind daher seit 
13.12.2014 Informationen 
über Sto$e oder Erzeug-
nisse, die Allergien oder 
Unverträglichkeiten auslö-
sen können, in schriftlicher 
(Speisekarte und/oder Aus-
hang) oder in mündlicher 
Form (Schulungsnach-
weise, Dokumentation) zu 
geben. Inzwischen hat das 
Gesundheitsministerium 
auch klargestellt, dass diese 
Verordnung auch für Ver-
einsfeste - mit Ausnahme 
von „selbst erzeugten Ge-
richten“ wie beispielweise 
Kuchen - gilt.

Alle Lebensmittelunter-
nehmen (von der Produk-
tion bis zum Verkauf ) sind 
verp!ichtet, Informationen 
über die verwendeten In-
haltssto$e weiterzugeben. 

Informationen über enthal-
tene Allergene in Vorpro-
dukten? Für Hersteller von 
verpackten Lebensmitteln 
gilt bereits seit 2005 eine 
Kennzeichnungsverpflich-
tung für die 14 häu&gsten 
Allergene im Rahmen des 
Zutatenverzeichnisses. Ab 
13. Dezember 2014 müssen 
alle Hersteller von Lebens-
mittel-Vorprodukten (z.B. 
Convenience, Gewürzen 
etc…) alle Hauptallergene 
entsprechend kennzeich-
nen. Dies gilt auch für 
landwirtschaftliche Produ-
zenten von Lebensmitteln 
und den bäuerlichen Di-
rektvertrieb (zum Beispiel 
Bauernwürste)!

Information bestehen zwei 
Möglichkeiten. Zu beach-
ten ist aber, dass die Infor-

mation dem Kunden bzw. 
Gast grundsätzlich zum 
Zeitpunkt der Bestellung 
verfügbar sein muss.

Schriftliche Information:

-
karte

(z. B. PDA)

Die schriftliche Informa-
tion ist insbesondere emp-
fehlenswert, wenn nur ein 
eingeschränktes Angebot 
und/oder ein hoher Stan-
dardisierungsgrad bei den 
Produkten besteht.

Für die Kennzeichnung 
dürfen Abkürzungen oder 
Symbole verwendet werden, 

In der Pressekonferenz zur Zinssit-
zung der Europäischen Zentralbank 
(EZB) kündigte Präsident Mario Draghi 
am 22.1.15 ein Anleihen-Kaufpro-
gramm über 1,14 Billionen Euro an, 
das die defl ationären Tendenzen in 
der Eurozone bekämpfen und die 
Konjunktur ankurbeln soll. 

In der Theorie sollte diese Liquidität 
dann über die Banken in Form von 
Krediten in die Realwirtschaft fl ießen 
und die Wirtschaft stabilisieren. Ne-
ben der nun angekündigten quantita-
tiven Lockerung wird auch die Null-
zinspolitik unverändert fortgeführt. 
Der Hauptrefi nanzierungssatz beträgt 
weiterhin 0,05 % und Banken müssen 
weiterhin einen „Strafzinssatz“ von 
-0,20 % für ihre Guthaben bei der EZB 
bezahlen. 

Die EZB zieht die Notbremse
Anleihenkäufe sollen Defl ation verhindern

Andreas Pittl
Kundenbetreuer
Tel 050700 2332
andreas.pittl@hypotirol.com

TIPP: FIXZINSKREDIT

„Wann die Zinsen wieder zu steigen 
beginnen ist ungewiss. Überraschun-
gen an den Finanzmärkten kommen 
wie jüngst in der Schweiz immer 
wieder vor. Daher sollten Kredit-
nehmer mit der Erwartung stei-
gender Zinsen die Kreditzinsen auf 
dem jetzigen Niveau einfrieren.“ 

Vor dem Umfeld der weiterhin un-
sicheren Entwicklung im Euro-Raum 
kann es daher durchaus sinnvoll 
sein, sich das tiefe Zinsniveau zum 
Beispiel mit Hilfe eines 
Fixzinskredits zu sichern.

HYPO TIROL BANK AG 
Ö! entliche Institutionen

Meraner Straße 8
6020 Innsbruck

Tel 050700
www.hypotirol.com

Michael Triendl
Kundenbetreuer
Tel 050700 2307
michael.triendl@hypotirol.com

Alle oben stehenden Angaben basieren auf allgemein zugänglichen Quellen, welche die Hypo Tirol Bank zum Informationszeit-
punkt für zuverlässig erachtet. Eine Haftung für die Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit ist ausgeschlossen. Der Inhalt 
stellt weder eine Einladung zu Anbotsstellung zum Kauf oder Verkauf noch eine Empfehlung dar. Irrtum und Druckfehler 
vorbehalten. 

Wir beraten Sie gerne:
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wenn diese in unmittelbarer 

-
den. Bei der Verwendung 
von Symbolen ist darauf zu 
achten, dass diese eine be-
stimmte Mindestgröße ha-
ben, damit sie deutlich er-
kennbar sind. Zur besseren 
Handhabung emp&ehlt die 
Codexkommission die Ver-
wendung eines Buchsta-

-
stabencodes verwendet, so 
ist nebenstehende Zuord-
nung einzuhalten, damit es 
zu keinen Missverständnis-
sen kommt.

Eine Legende mit der 
-

formation gemäß Codex-
Empfehlung“ ist in diesem 
Fall an gut sichtbarer Stelle 
und deutlich lesbar anzu-
bringen oder zur Verfügung 
zu stellen. Diese kann bei-
spielsweise - je nach Art 
des Angebotes - in Form 
von Aushängen, "eken- 
oder Tischaufstellern bzw. 
Informationsblättern erfol-
gen oder in der Speisekar-
te direkt vermerkt sein. Zu 
beachten ist, dass Legende 
und Buchstabencodes so 
nahe beieinander liegen, so-
dass eine zeitgleiche Infor-
mation möglich ist.

Mündliche Informati-
onsweitergabe:

Voraussetzungen
1. Schriftlicher Hinweis 

an gut sichtbarer Stelle, z. 
B. auf der Speisekarte oder 
als Aushang, dass die In-

erhältlich sind, durch fol-
genden Satz

„Informationen über Zu-
taten in unseren Speisen 
und Getränken, die Aller-
gien oder Unverträglich-
keiten auslösen können, 

%XFKVWDEHQFRGH .XU]EH]HLFKQXQJ
A glutenhaltiges Getreide
B Krebstiere
C Ei
D Fisch
E Erdnuss
F Soja
G Milch oder Laktose
H Schalenfrüchte
L Sellerie
M Senf
N Sesam
O 6XOÀWH
P Lupinen
R Weichtiere

bei unseren Servicemitar-
beiterInnen“.

2. Bestimmung einer 
oder mehrerer beauftragter 
Person(en), die Anfragen 
im Sinne der Allergenin-
formation behandeln. Diese 
muss entsprechend geschult 
sein.

-
ten Ö$nungszeiten muss 
zumindest eine beauftragte 
Person verfügbar sein, die 
Auskunft auf Anfrage er-
teilen kann.

4. Die beauftragte(n) 
Person(en) muss/müssen 
zumindest alle drei Jahre 
geschult werden.

Spezielle Informations- 
und Schulungsveranstal-
tungen werden seit Herbst 

-
geboten.

Das Vorhandensein der 
Schulungsnachweise und 
der Unterlagen, auf die sich 
die mündliche Allergen-
information stützt, werden 
von Seiten der Lebensmit-
telinspektion überprüft.

Um ausreichend Zeit für 
die notwendige Schulung 

-
schaftskammer erreicht, 

dass die Lebensmittelin-
spektion Schulungsnach-
weise erst frühestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten der 
Verordnung (voraussicht-
lich also Dezember 2015) 
überprüfen wird.

Bei nicht ordnungsge-
mäßer Führung bzw. Auf-
bewahrung der Schulungs-
nachweise oder Unterlagen 
zur Dokumentation der 
verwendeten Zutaten kön-
nen Verwaltungsstrafen 
verhängt werden.

Der Strafrahmen für 

Lebensmittelinformations-
verordnung beträgt bis zu 
EUR 50.000. Davon abge-

-
mation bzw. Falschinfor-
mation auch zivilrechtliche 
Haftungsfolgen nach sich 
ziehen (Verletzung eines 
Schutzgesetzes). Dies kann 
im äußersten Fall auch 
Schadenersatzansprüche 
aus hervorrufen, sofern der 
Geschädigte einen Kausal-
zusammenhang zwischen 
der rechtswidrigen Falsch- 

dem Eintritt eines Scha-
dens nachweisen kann.
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IKB LICHT

Für Sie erreichbar unter:
Tel. 0800 500 502
kundenservice@ikb.at 
www.ikb.at

Wasser BäderAbfallStrom TelekommunikationAbwasser Contracting

Straßenbeleuch-
tung vom Profi !
Das All-Inclusive-Licht der IKB: 

  Beratung, Planung, 
     Errichtung

  Inbetriebnahme und 
     Anlagenübergabe

  Laufende Kontrollen 
  Instandhaltung und 

     Betriebsführung

Vom Pro#: Beleuchtungs-
Gesamtkonzepte und 

Rund-um-Service 
Energiekosten, gesetzli-

che Richtlinien, Umwelt-
schutz und Gestaltungsthe-
men sind wichtige Aspekte 
bei der Optimierung einer 
Straßenbeleuchtung. Die 
IKB kann dazu auf die Be-
dürfnisse von Gemeinden 
abgestimmte All-inclusive-

ausführlichen und indivi-
duellen Beratung kann sich 
die Gemeinde für eine Lö-
sung entscheiden, die von 

den IKB-Fachleuten um-
gesetzt wird. 

Vorteile einer
LED-Beleuchtung

LED-Straßenbeleuch-
tungen bringen viele Vor-
teile, allen voran die be-
achtliche Strom- und 
Kosteneinsparung. LED-
Lampen haben eine lange 
Lebensdauer bei gerin-

Licht ist gerichtet, blendet 
nicht und sorgt für bessere 
Gleichmäßigkeit auf der 
Straße. Bei der Straßen-
beleuchtung wird weißes 

Licht verwendet, das zu ei-
ner besseren Farbwiederga-
be führt. 

Licht im ö$entlichen 
Raum: E%zienter

Einsatz hilft sparen
Eine Optimierung oder 

Erneuerung der ö$entli-
chen Beleuchtung verhilft 
zu Einsparungen, die allen 
Bürgern zugutekommen. 
Auch die Finanzierung ist 
einfach: Gegen eine mo-
natliche Rate erhalten die 
Gemeinden eine fundierte 
Beratung, die Planung und 
Inbetriebnahme der neu-

Die Innsbrucker Kommunalbetriebe AG (IKB) bietet allen Tiroler Gemeinden attraktive All-Inclusive-Pakete zur Opti-
mierung der Straßenbeleuchtung an und setzt dabei auf energiee%ziente LED-Leuchten.

gIIHQWOLFKH�%HOHXFKWXQJ��(QHUJLH�XQG�.RVWHQ�VSDUHQ
Innovative LED-Technologie der IKB als attraktive All-Inclusive-Pakete für Gemeinden

en Anlage sowie laufende 

Betriebsführung (24-Stun-
den-Service inklusive). 
Eine große Investition zu 
Beginn ist nicht nötig. 

Die IKB unterstützt die 
Tagung der Lichttechni-
schen Gesellschaft Öster-
reichs am 15. April in Inns-
bruck: erfahren Sie mehr 

-
tor Licht und u.a. Informa-
tionen zu den gesetzlichen 
Vorschriften und zur LED-
Technologie. pr
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Der Steigerung der Ener-
giee#zienz kommt sowohl 
auf europäischer als auch 
auf nationaler Ebene eine 
zentrale Schlüsselfunkti-
on zu, um die Energiever-
sorgung langfristig zu ge-
währleisten und zu stärken. 
Diesbezüglich hat die EU 
eine komplexe und umfas-
sende Regelungssystematik 
mit einer Vielzahl verschie-
dener Instrumente geschaf-
fen.

Mit dem neuen Bundes-
Energieeffiz ienzgesetz 
(EE$G) wurde nunmehr 
die jüngste europäische 
Energieeffizienz-Richtli-
nie 2012/27/EG umge-
setzt, die ein weitreichen-
des Verp!ichtungssystem 
hinsichtlich der Setzung 
von Energiee#zienz- und 
-einsparungsmaßnahmen 
für Energielieferanten und 
energieverbrauchende Un-
ternehmen vorsieht. Das 
Gesetz trat mit den für die 
Unternehmen relevanten 
Bestimmungen (§§ 9, 10, 
17 und 18)  mit 01.01.2015 
in Kraft. 

Das Bewusstsein um die 
Inhalte dieser Regelungen 
ist bislang jedoch sowohl 
auf unternehmerischer wie 
auch kommunaler Ebene 
ein sehr enges. In einzelnen 
Sektoren (z.B. Tankstellen-
wirtschaft) hat die Kennt-

%XQGHV�(QHUJLHHI¿]LHQ]JHVHW]�1(8�
YRQ�NRPPXQDOHU�%HGHXWXQJ"

nisnahme von den anste-
henden Verp!ichtungen 
demgegenüber bereits zu 
einem massiven medialen 

-
gend sollen daher ganz kurz 
die relevanten Inhalte der 
neuen Bestimmungen skiz-
ziert werden, die zumindest 
indirekt auch die Gemein-
den betre$en können:

Das EE$G sieht neben 
besonderen Verp!ichtun-
gen des Bundes im Zusam-
menhang mit Energieef-
&zienzmaßnahmen unter 
anderem vor, dass „große“ 
Unternehmen künftig für 
die Jahre 2015 bis 2020 
entweder in regelmäßigen 
Abständen, zumindest aber 
alle vier Jahre, ein externes 
Energieaudit durchführen 
oder ein Energiemanage-
mentsystem implementie-
ren müssen, das gleichzeitig 
auch ein Energieaudit um-
fasst. Von grundlegender 
Bedeutung ist dabei, dass 
auch ein derartiges Ener-
giemanagementsystem ein 
regelmäßiges internes oder 
externes Energieaudit bein-
halten muss.

Die betro$enen Un-
ternehmen haben nun-
mehr einen Monat Zeit 
zu entscheiden, ob sie ein 
Energiemanagementsys-
tem einführen oder ein 
Energieaudit durchführen 

wollen. Danach haben sie 
10 Monate Zeit, um ein 
Energiemanagementsys-
tem in vollständigem Um-
fang zu implementieren. 
Dementsprechend müsste 
die Einführung eines Ma-
nagementsystems bereits 
bis längstens 30.11.2015 
erfolgen. Ebenso müsste 
ein erstes Energieaudit bis 
zu diesem Termin durch-
geführt werden, wobei die 
genannten Maßnahmen 
entsprechend an die zu-
ständige Monitoringstelle 
zu melden sind.

Zur Erfüllung ihrer Mel-
dep!ichten gegenüber der 
(weiterhin noch nicht be-
hördlich benannten) Mo-
nitoringstelle können sich 
große Unternehmen auch 
eines Dritten (etwa eines 
Energieauditors) bedienen 
und ist insofern eine selb-
ständige Datenübermitt-
lung nicht zwingend erfor-
derlich.

Darüber hinaus sind 
Energielieferanten, die 
mehr als 25 Gigawattstun-
den Energie an ihre End-
kunden abgesetzt haben, 
verp!ichtet, jährlich Ener-
gieeffizienzmaßnahmen 
nachzuweisen. Konkret er-

von Energieeinsparungen 
in einer Höhe von 0,6 % 
der Energie, die im Vorjahr 

Ihr Berater für alle 
Versicherungsfragen
in Tirols Gemeinden

Manfred Gutwenger: Tel. 0512 5313 1422

manfred.gutwenger@tiroler.at

MMag. Dr. Eduard

Wallnöfer

Anwalt und Partner der 

AWZ Rechtsanwälte

GmbH in Innsbruck. Im 

Rahmen seines

Betätigungsfeldes im 

|IIHQWOLFKHQ�:LUWVFKDIWV���
8PZHOW��XQG
(QHUJLHUHFKW�EHVFKlIWLJW�
HU�VLFK�X�D��LQWHQVLY�PLW�
Fragen des

europäischen und

nationalen

(QHUJLHHI¿]LHQ]UHFKWHV�
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an die Endkunden abge-
setzt wurde. 

Als Energielieferant gilt 
dabei jede natürliche oder 
juristische Person oder 
eingetragene Personenge-
sellschaft, die, unabhängig 
davon, wo sich die Unter-
nehmenszentrale be&ndet, 
Energie entgeltlich an End-
verbraucher in Österreich 
abgibt. Hier könnten in der 
Praxis somit durchaus auch 
in ausgegliederten Rechts-
trägern der Gemeinden 
be&ndliche, kommunale 
Anlagen für die lokale Ver-
sorgung der Bevölkerung 
betro$en sein, sind vom 
neuen EE$G doch sämt-
liche privatrechtlich orga-
nisierten Organisationen 
unabhängig davon umfasst, 
ob es sich um Endenergie-
verbraucher oder Energie-
lieferanten handelt.

Maßnahmen sind da-
bei grundsätzlich nur dann 
anrechenbar, wenn sie ge-
mäß unionsrechtlichen 
Vorgaben E#zienze$ekte 
bewirken und über rechtli-
che oder technische Min-
destvorgaben oder P!ich-
ten hinausgehen. Dabei 
müssen diese Maßnahmen 
nachweisliche, mess- oder 
schätzbare Verringerungen 
des Verbrauchs von End-
energie nach sich ziehen. 
Die Richtlinien zur Eva-
luierungssystematik und 
Messmethodik harren ge-
nauso wie die konkreten 
Regelungen über die Be-
wertung und Zurechnung 
der E#zienzmaßnahmen 
der ministerialen Verord-
nung. Geregelt ist, dass 
bereits 2014 gesetzte Maß-
nahmen auch als anrechen-
bar quali&ziert werden kön-
nen und, dass Maßnahmen, 

die bei einkommensschwa-
chen Haushalten gesetzt 
werden, höher zu gewich-
ten sind.

Einen weiteren Kom-
munalbezug beinhaltet der 
Umstand, dass strategische 
Maßnahmen iSd §  5 Abs 
1 Z 17 beispielsweise auch 
von Gemeinden als Anreiz 
für E#zienzmaßnahmen 
der Marktteilnehmer ge-
setzt werden können, wobei 
bislang noch keine konkre-
ten Vorschläge dafür beste-
hen, wie die Gemeinden in 
diesem Zusammenhang tä-
tig werden könnten. 

Darüber hinaus nehmen 
die §§ 12 und 13 Bezug 
auf die Vorbildfunktion des 
ö$entlichen Sektors, wo-
runter im EE$G jedoch 
grundsätzlich nur der Bund 
zu verstehen ist. Entschei-
dend ist aber, dass auch Ge-
meinden dem ö$entlichen 
Sektor iSd Energiee#zi-
enz-Richtlinie zuzurechnen 
sind, sodass es dem Bund 
und den Ländern obliegen 
wird, die Einbindung der 
Gemeinden zur Erreichung 
der Ziele bei der Endener-
gie im ö$entlichen Sektor 
sicherzustellen.

Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ergibt sich so-
mit allein aus dem EE$G, 
z.B. in Bezug auf thermi-
sche Maßnahmen bei ge-
meindeeigenen Gebäuden 
oder auch auf Energiee#-
zienzmaßnahmen bei der 
Gemeinde-S traßenbe-
leuchtung (noch), kein ob-
ligatorischer Handlungs-
bedarf der Gemeinden. 
Es wird jedoch genau zu 
beobachten sein, ob und 
in welchem Ausmaß Bund 
und Länder die Gemein-

den in absehbarer Zeit zu 
derartigen Beiträgen ver-
p!ichten wollen. Beispie-
le dafür bestehen bereits 

diesem Sinne entsprechen-
de thermische Maßnah-
men bei gemeindeeigenen 
Gebäuden landesgesetzlich 
vorgesehen wurden.

In der Gesamtschau 
kann also festgestellt wer-
den, dass das neue EE$G 
Gemeinden vorerst zwar 
nur peripher betri$t, je-
doch sehr wohl kommunale 
Bedeutung entfaltet. Ge-
meinden können in einem 
ersten Schritt primär als 
Eigentümer von Energie-
versorgungsunternehmen 
betro$en sein, wobei aktuell 
hinsichtlich der konkreten 
Erfordernisse der Ausge-
staltung der notwendigen 
Energieeffizienzmaßnah-
men noch große Rechtsun-
sicherheit besteht. 

In einem zweiten Schritt 
ist jedoch durchaus denk-
bar, dass Bund und Länder 
verp!ichtende Beiträge von 
den Gemeinden zur Errei-
chung der Energiee#zienz-
ziele für den ö$entlichen 
Sektor fordern werden, wo-
für auch bereits erste Bei-

wird hierbei sein, derartige 
Entwicklungen seitens der 
Gemeinden genau zu be-
obachten und insbesondere 
eine Abschätzung allenfalls 
damit verbundener Kosten 
vorzunehmen.

Schließlich stünde es den 
Gemeinden auch o$en, 
über strategische Maßnah-
men Anreize für Energieef-
&zienzmaßnahmen in den 
Kommunen zu setzen und 
so einen eigenen Beitrag zu 

DI Gerhard

Kerschbaumer

'HU�=LYLOLWHFKQLNHU�LVW
staatlich befugter und

beeideter

,QJHQLHXUNRQVXOHQW�I�U
:LUWVFKDIWV�
ingenieurwesen in

0DVFKLQHQEDX��(QHUJLH��
XQG�8PZHOWWHFKQLN
in Innsbruck.
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Mag. Dominik Brunner

(U�LVW�MXULVWLVFKHU
Mitarbeiter der AWZ

Rechtsanwälte GmbH

in Innsbruck.
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leisten. Hier werden kon-
krete Ansätze jedoch erst 
zu entwickeln sein.

Das EE$G insgesamt 
scha$t auf Grund seiner 
komplexen Strukturen und 

vielfach undeutlichen For-
mulierungen in vielen Be-
reichen Rechtsunsicherheit 
für die Adressaten und Ver-
p!ichteten. Fest steht je-
doch, dass insbesondere die 
betro$enen Unternehmen 

in Folge der Ihnen vorge-
schrieben Obliegenheiten 
zur Steigerung der Ener-
giee#zienz mit vielfältigen 
administrativen und auch 
&nanziellen Belastungen 
konfrontiert sein werden. 

Vom 6. bis 8. Oktober 
2014 war ich zum ersten 
Mal in meiner Funktion als 
Vertreter des österreichi-
schen Gemeindebundes im 
AdR (Ausschuss der Regio-

AdR und welche Aufgaben 
hat er überhaupt? 

Mit dem Vertrag von 
Maastricht wurde der AdR 
(Ausschuss der Regionen) 
eingerichtet. 

Der AdR ist ein bera-
tendes Organ der europä-
ischen Institutionen (EU 
Kommission, Parlament, 

meldet, wo die europäische 
Gesetzgebung die Zustän-
digkeiten der lokalen und 
regionalen Gebietskörper-
schaften berührt. Aktuell 
hat der AdR 353 Mitglieder 
und dieselbe Zahl an Stell-
vertreterInnen. Österreich 
stellt derzeit 12 Mitglieder. 

Fixe Mitglieder sind z.B. 
die Landeshauptleute Mi-
chael Häupl, Erwin Pröll, 

ehemalige Landeshaupt-
mann von Salzburg Franz 
Schausberger. Den österrei-
chischen Städtebund ver-
treten der Bregenzer Bür-
germeister Markus Linhart 
und der Salzburger Bürger-
meister Heinz Schaden. Für 
den österreichischen Ge-
meindebund bin ich derzeit 
als Vertreter im Ausschuss 

der Regionen. Der Tiroler 
Landtagspräsident Her-
wig van Staa ist nicht nur 
Vertreter des Landes Tirol, 
sondern er fungiert auch als 
Delegationsleiter der öster-
reichischen Abordnung. 

Seit Beginn hat sich der 
AdR für ein parlamenta-
risches Arbeitsmodell mit 
verschiedenen Ausschüssen 
(Fachkommissionen) ent-
schieden. Die Ausschüsse 
wiederum tre$en die Vor-
bereitungen für die Plenar-
tagungen, die sechs bis sie-
ben Mal im Jahr statt&nden. 

-

sich für die Gemeinden die 
Möglichkeit, Stellungsnah-

men im Sinne des österrei-
chischen Gemeindebundes 
oder Österreichs zu be-
ein!ussen. Vor allem aber 
sollen durch die Arbeit im 
AdR Kommunen und Re-
gionen gestärkt werden. 

Ich bin überzeugt davon, 
dass die großen Herausfor-
derungen der Zukunft nur 
in einem geeinten Europa 
bewältigt werden können. 
Daher ist es auch notwen-
dig, dazu beizutragen, den 
Gedanken eines vereinigten 
Europas noch mehr oder 
vielleicht wieder ins Be-
wusstsein der Bevölkerung 
zu rücken.  Bürgermeister

Hanspeter Wagner
Breitenwang

%JP��:DJQHU��Ä'LH�JUR�HQ�+HUDXVIRUGHUXQJHQ�N|QQHQ�
QXU�LQ�HLQHP�JHHLQWHQ�(XURSD�EHZlOWLJW�ZHUGHQ�³�
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Der AdR ist ein beraten-
des Organ der europäischen 
Institutionen, das sich dort 
zu Wort meldet, wo die eu-
ropäische Gesetzgebung die 
Zuständigkeiten der lokalen 
und regionalen Gebietskör-
perschaften berührt.



Am 10. Dezember wur-
de der Standes- und Mel-
deamtsleiter der Markt-
gemeinde Telfs, Arnold 

-
leiter- und Landesleitungs-
sitzung der österreichischen 
Standesbeamten und Stan-
desbeamtinnen einstimmig 
zum neuen Landesleiter für 
Tirol der Österreichischen 
Standesbeamten bestellt. Er 
folgt damit Hansjörg Hofer 
nach, der dieses Amt seit 

-
le war seit 1990 als stellver-
tretender Standesbeamter 
tätig und ist seit September 
2014 amtsführender Stan-
desbeamter von Telfs. In 
seiner bisherigen Berufs-
laufbahn hat er bereits an 
die 800  Paare getraut.

„Ich freue mich sehr über 
die Bestellung zum Landes-

leiter der österreichischen 
Standesbeamten und werde 
dieses Amt auch im Sinne 
meines Vorgängers weiter-
führen. Ein Schwerpunkt 
für das erste Jahr ist sicher-
lich das Zentrale Personen-

den Erfahrungen der ersten 
-

sam mit den Bezirksleitern 

Arnold Wackerle aus Telfs ist neuer 

/DQGHVOHLWHU�GHU�6WDQGHVEHDPWHQ

und der Landesregierung 
gezielte Schulungen und 

um die Arbeit mit dem 
neuen Register zu vertiefen 
und zu vereinheitlichen, um 
damit ein bestmögliches 
Service für die Bevölkerung 
zu ermöglichen“, so der 
neue Landesleiter Arnold 

'U��0DUWLQ�3OXQJHU�YRQ�GHU�7LUROHU�/DQGHVUHJLHUXQJ��GHU�
QHXH�/DQGHVOHLWHU�$UQROG�:DFNHUOH��/DQGHVOHLWHU�6WHOO�
YHUWUHWHU� *�QWKHU�0DLU� �6W$9�5HXWWH�� XQG�:DFNHUOHV�
9RUJlQJHU�+DQVM|UJ�+RIHU��YRQ�OLQNV��
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Birgit Eder

Amt der Tiroler

/DQGHVUHJLHUXQJ
$EWHLOXQJ�%LOGXQJ�
.LQGHUEHWUHXXQJ�
Fortbildung und

6SUDFKI|UGHUXQJ
+HLOLJJHLVWVWUD�H����
�����,QQVEUXFN

7HO���������������
0RELO�����������������
)D[������������������

E-Mail:

ELOGXQJ#WLURO�JY�DW
Homepage:

ZZZ�WLURO�JY�DW�
DEWHLOXQJ�ELOGXQJ
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in Tiroler Kinderbetreuungseinrichtungen

Kinderbetreuungsein-
richtungen, also Kinder-
krippen, Kindergärten und 
Horte sind wichtige ge-
sellschaftliche Instanzen 
im Hinblick auf die dort 
geleistete Bildungs- , Be-
treuungs- und Erziehungs-
arbeit. 

Gerade deshalb sind sie 
immer wieder im Zentrum 
des ö$entlichen Interes-
ses und stehen im Span-
nungsfeld vielfältigster 
Ansprüche. Kinderbetreu-
ungseinrichtungen sind 
Orte der Entwicklung und 
unterliegen selbst dem Er-

-
terentwicklung. Es wird in 
Zukunft immer wichtiger 
sein, als Institution bewusst 
Entwicklungsprozesse ein-
zuleiten und als Bildungs-
einrichtung transparent zu 
sein. 

Um diesen Ansprüchen 
gerecht zu werden, bedarf 
es gut quali&zierter Päda-
goginnen und Pädagogen.

Ausbildung ist die berufs-
-

terbildung für die Quali&-
kation des pädagogischen 
Personals in Kinderbetreu-
ungseinrichtungen von we-
sentlicher Bedeutung. 

Pädagogik versteht sich 
als dynamische Disziplin, 
eingebettet in den Kontext 
verschiedenster Interes-
sens- und Beteiligungsebe-
nen. Dies erfordert von der 
Pädagoginnen und Pädago-
gen in den Kinderbetreu-

ungseinrichtungen, dass die 
Bereitschaft zur fortlaufen-
den Re!exion des eigenen 

-
entwicklung bestehender 
Konzepte gegeben ist.

Die Fortbildungsstelle 
des Referats Kinderbetreu-
ung der Abteilung Bildung 
versteht sich als Serviceein-
richtung für Pädagog/inn/
en und Mitarbeiter/innen 
in Kinderbetreuungsein-
richtungen. 

Die Fortbildungsstelle 
de&niert folgende Aufga-
ben und Ziele:

O Kontinuierliche Infor-
-

terung bezüglich pädagogi-
scher Entwicklungen

O Erweiterung der fach-
lichen und persönlichen 
Kompetenzen und Res-
sourcen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter

O Systematische Qua-
li&kation von Mitarbei-
terInnen in spezi&schen 
Funktionsbereichen (z.B. 
Leitungspersonen)

O Unterstützung und 
Hilfestellung bei speziellen 
"emen (z.B. Sprachförde-
rung)

O Steigerung der Motiva-
tion und Zufriedenheit der 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in ihrem Beruf

O Vernetzung, Bewusst-
seinsbildung und Ö$ent-
lichkeitsarbeit für mehr 
Transparenz und Qualität

Mit einem jährli-
chen  Fortbildungskata-
log wird den Teams in 

Tiroler Kinderbetreu-
ungseinrichtungen ein 
reichhaltiges Angebot zu 
aktuellen und vielfältigen 
berufsspezi&schen "emen 
zur Verfügung zu stellen. 
Die inhaltliche Auswahl 
und Zusammenstellung 
des Fortbildungsangebotes, 
sowie die organisatorische 
Rahmenplanung erfolgen 
möglichst kundenorientiert. 
Der Aufbau der einzelnen 
Fortbildungsveranstaltun-
gen soll ein ausgewogenes 
Verhältnis von theoreti-
schen Grundlagen und 
praktischen Handlungs-
möglichkeiten beinhalten 
und somit beide Bereiche 
miteinander in Verbindung 
bringen. Die Fortbildungs-
angebote werden vom Land 
Tirol &nanziert und sind 
somit für die Mitarbeite-
rInnen der Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und de-
ren Träger kostenlos.

-
-

terbildung von Vorge-
setzten und Dienstgebern 
durchaus unterschiedlich 
bewertet und die Unter-
stützung des pädagogischen 
Personals hinsichtlich der 
Möglichkeit, Fortbildungs-
veranstaltungen zu be-
suchen, ist durchaus sehr 
unterschiedlich. So gibt 
es unter den Gemeinden 
Dienstgeber, die regelmä-
ßige Fortbildung des Perso-
nals forcieren, unterstützen 
und einfordern, aber auch 
Dienstgeber, die der Fort-
bildung des Personals nur 
wenig Bedeutung beimes-

Maßnahme zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung



23
sen. Damit die zur Verfü-
gung stehenden Fort- und 

für pädagogisches Perso-
nal in Kinderbetreuungs-
einrichtungen e$ektiv 
von den MitarbeiterInnen 
genützt werden können, 
benötigt es die Unterstüt-
zung der Dienstgeber und 
der Leitungen. Klare und 
transparente Regeln für die 
Fortbildungsaktivitäten der 
MitarbeiterInnen können 

hier ebenso dienlich sein, 
wie eine jährliche Fortbil-
dungsplanung, die sich an 
den "emen und Zielset-
zungen der Einrichtung 
orientiert.

So können durch die 
Fortbildung der einzelnen 
MitarbeiterInnen unter-
schiedliche Ressourcen im 
Team generiert werden, die 
sich im Sinne einer Kom-
petenzvielfalt wieder positiv 

auf die gesamte Einrichtung 
auswirken.   Eine zeitgemä-
ße, qualitativ hochwertige 
Aus- und Fortbildung der 
Elementarpädagog/inn/
en erschließt diesem Be-
rufsfeld dringend benö-
tigte Ressourcen, die mehr 
fachliche Kompetenz, ge-

-
zung und eine höhere Be-
rufszufriedenheit mit sich 
bringen. Davon pro&tieren 
letztlich die Kinder.

-
gefahren ist eine besondere 
Herausforderung für Bund, 
Länder und Gemeinden. 
Jährlich werden Millionen-
beträge in Präventionsmaß-
nahmen zum Schutz vor 

-
winenverbauung bis zum 
Hochwasserschutz. Bei der 
Erhaltung von Schutzein-
richtungen kommt den 
Gemeinden eine wichtige 
strategische Rolle zu.

Beim 3. Kommunalfo-
rum Alpenraum am 18. 
März 2015 im Lindner-
Innovationszentrum in 
Kundl zeigen Experten 
auf, wie die Gemeinden 
ihre Schutzaufgaben auch 
in Zukunft erfüllen kön-
nen. Erö$net wird das Fo-
rum um 10.00 Uhr von 
Lindner-Geschäftsführer 
KR Hermann Lindner. Dr. 
Florian Rudolf-Miklau 

Lawinenverbauung aus 

Gemeinden im modernen 

erörtern. Bürgermeister 

(Marktgemeinde Innichen, 
Südtirol), stellt die nachhal-
tige Flußraumentwicklung 
am Beispiel der Drau vor.

Bei mehreren "emen-
tischen wird u.a. über die 
Rolle der Gefahrenzo-
nenpläne für die Gemein-
den, länderübergreifenden 
Hochwasserschutz und Ef-
&zienzpotenziale im Feuer-
wehrbereich diskutiert. Den 
Abschluss der Veranstal-
tung bildet eine Talkrunde 
mit Helmut Mödlhammer 
(Präsident Österreichischer 
Gemeindebund), Ernst 
Schöpf (Präsident Tiroler 
Gemeindeverband), An-
dreas Schatzer (Präsident 
Südtiroler Gemeindenver-
band) und Christoph Kauf-
mann (Vbgm.  Innsbruck).

Die Teilnahme am grenz-
überschreitenden Forum 
kostet für Frühbucher 75 
Euro (bis 2. März 2015), 
danach 125 Euro. Mitglie-
der der Kooperationspart-
ner und Gemeindevertreter 
unter 35 Jahren nehmen 
kostenlos teil. Kooperati-
onspartner des Kommu-
nalforums Alpenraum 2015 
sind Forum Land, der Ös-
terreichische Gemeinde-
bund, der Tiroler Gemein-
deverband, der Südtiroler 
Gemeindenverband, der 
Österreichische Städte-
bund und der Tiroler Fahr-
zeughersteller Lindner.

Infos und Anmeldung 
zur Veranstaltung im Inter-
net: www.kommunalforum-
alpenraum.eu

.RPPXQDOIRUXP�$OSHQUDXP������LQ�.XQGO
Wie Gemeinden ihre Schutzaufgaben auch in Zukunft erfüllen können
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Beim Kommunalforum 
wird u.a. über die Rolle der 
Gefahrenzonenpläne für die 
Gemeinde, länderübegrei-
fenden Hochwasserschutz 
und E!zienzpotenziale im 
Feuerwehrbereich disku-
tiert.
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.RPPXQDOHU�%DXPEHVWDQG�JHK|UW��EHUZDFKW�
Sichere Bäume erhöhen Lebensqualität von GemeindebürgerInnen

Saubere Rasen!ächen, 
blühende P!anzen, ge-
stutzte Hecken und ge-
sunde, sichere Bäume: Wo 
es grünt und blüht, fühlen 
sich Menschen wohl. Nicht 
umsonst gilt Tirol als ein 
Land mit hoher Lebens-
qualität. Dafür legen sich 
Tirols Gemeinden ordent-
lich ins Zeug: Gep!egte 
Grünräume im ö$entli-
chen Raum tragen wesent-
lich dazu bei. 

Sträucher und Bäume das 
ganze Jahr über einladend 
wirken, bedarf es zahlrei-
cher Maßnahmen. Re-
gelmäßiges Rasenmähen 
und Unkraut jäten zählen 
ebenso dazu wie saisonale 
Arbeiten, wie Baum- oder 

-
p!anzungen.

Doch es geht nicht nur 
um eine schöne Optik: Eine 
wachsende Rolle spielt die 
P!ege von Bäumen hin-
sichtlich ihrer Sicherheit. 
Herabstürzende Äste oder 
morsche Stämme können 
ein erhebliches Risiko für 

immer haben Gemein-
debedienstete die nötige 
fachliche Quali&kation und 
die erforderlichen Spezi-
alwerkzeuge. Daher setzen 
immer mehr Gemeinden 
auf eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit dem 
Maschinenring. 

Die regionalen Maschi-
nenringe sind für Gemein-
den auch erste Ansprech-
partner, wenn es um die 
Sicherheit von Bäumen 

geht. Hier stehen Gemein-
den unter Zugzwang. Denn 
laut § 1319 ABGB haften 
Eigentümer – im ö$ent-
lichen Raum häu&g die 
Gemeinde – für alle Schä-
den, die aufgrund des man-
gelhaften Zustandes eines 
Baumes verursacht werden. 
Die Beauftragung eines 
quali&zierten und zerti&-
zierten externen Dienstleis-
ters wie dem Maschinen-
ring scha$t Abhilfe. Die 
baumkundigen Experten 
des Maschinenrings sorgen 
für professionelle Baum-
p!ege und kontinuierliches 
Baummonitoring. Sie er-
stellen und führen ein da-
tenbankgestütztes Baum-
kataster.

Damit sind alle relevan-
ten Bäume erfasst und einer 
regelmäßigen fachlichen 
Kontrolle unterworfen. So 
bürgt der Maschinenring 
für die Gesundheit und 
Sicherheit von Ahorn, Bir-
ke, Eiche & Co. und über-

nimmt auch die Haftung 
für den von ihm gep!egten 
Baumbestand.

Viele Gemeinden setzen 
in der Baump!ege zuneh-
mend auf Pro&s. So beauf-
tragte die Marktgemeinde 
Rum (Innsbruck-Land) 
den lokalen Maschinenring 
mit der P!ege des Baumbe-

Baumsicherheit kein Risiko 
ein“, so Bürgermeister Ed-
gar Kopp.

Der Maschinenring er-
fasste sowohl Einzelbäume 
als auch bestockte Flächen 
mit einem speziellen Katas-
tersystem. Ca. 1.000 Bäume 
wurden so registriert und 
geprüft. P!egemaßnahmen 
wurden de&niert und nach 
Dringlichkeit durchgeführt. 
Die Gemeinde Rum kann 
sich darauf verlassen, dass 
der bestehende Baumbe-
stand nachhaltig gesichert 
ist und die Verkehrssicher-
heit erfüllt ist.  pr

Alte Bäume im Gemeindegebiet sollten regelmäßig 

�EHUSU�IW�ZHUGHQ��'LHVHU�:HLGH�JHKW�HV�MHGHQIDOOV�JXW��
'DYRQ��EHU]HXJHQ�VLFK�-RVHI�*DKU�YRP�0DVFKLQHQ�
ULQJ�,QQVEUXFN�/DQG��%�UJHUPHLVWHU�(GJDU�.RSS���5XP��
&KULVWLDQ� )U�K� �)RUVWPHLVWHU� XQG� ]HUWL¿]LHUWHU� %DXP�
NRQWUROOHXU��XQG�*lUWQHUPHLVWHU�'DYLG�/RFKQHU��
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Weitere Informationen 

zum Baummonitoring 

und anderen

*U�QUDXPGLHQVWHQ
erhalten Sie direkt beim

Maschinenring.

7HO�������������

E-Mail:

VHUYLFH�WLURO#
maschinenring.at. 
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Die TIROLER GEMEINDEZEITUNG präsentiert neue Bürgermeister

Johannes Strobl, Aldrans

Ä'HU�G|UÀLFKH�&KDUDNWHU�YRQ�$OGUDQV�
VROO�DXI�MHGHQ�)DOO�HUKDOWHQ�ZHUGHQ³

Darauf, dass die Freizeit 
in nächster Zeit knapp 
wird, hat sich Strobl ein-

-
tigkeit als Leiter des Bü-
ros für Organisation und 
Strategie bei der Polizei 
will er auch das Amt des 
Gemeindechefs mit vollem 
Engagement angehen. Soll-
te es bei den regulären Ge-
meinderatswahlen im März 

kommen, würde er seine 
Tätigkeit bei der Exekutive 
zeitliche einschränken.

Im Kommunalparlament 
seiner Heimatgemein-
de sitzt Strobl seit 2006. 

ständig mit dem sensiblen 
"ema der Raumordnung 
beschäftigt. Ein Bereich, 
der auch künftig eine große 
Rolle spielen wird.

Strobl: „Aldrans ist eine 
Stadtrandgemeinde mit al-

Unser gemeinsames Be-
streben muss es sein, den 
dör!ichen Charakter zu 
erhalten. Denn ansonsten 
kann es passieren, dass die 
Vorteile verloren gehen.“

Rund 12.000 Fahrzeuge 
rollen derzeit täglich durch 

der Region ist. „Basierend 
auf diesen Zahlen müssen 
wir die infrastrukturelle 

Klare Vorstellungen über die künftige Politik in der Gemeinde Aldrans hat der neue 
Bürgermeister Johannes Strobl, der vom Gemeinderat als Nachfolger von Adolf Don-
nemiller gewählt wurde. Der Vater von drei Kindern sieht es als vordergründige Aufgabe 
an, den lebenswerten Charakter von Aldrans zu erhalten. Diverse infrastrukturelle Pro-
jekte sollen in den kommenden Monaten besprochen und angegangen werden.

Entwicklung des Ortes im 
Auge behalten. Dies gilt 
auch für die Kinderbetreu-
ung und unsere Schule, in 
der es gilt, sich hinsichtlich 
des Raumbedarfs Gedan-
ken zu machen“, sagt der 
neue Bürgermeister im Ge-
spräch mit der TGZ.

Im Gemeinderat will 
Strobl das vorhandene gute 
Klima weiterhin p!egen 
beziehungsweise noch wei-
ter verbessern und vor al-
lem die in den vergangenen 
Jahren etwas zu kurz ge-
kommene Ausschussarbeit 
intensivieren. Peter Leitner
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„Wir müssen die infra-
strukturelle Entwicklung 
unseres Ortes im Auge be-
halten. Dies gilt insbeson-
dere auch für die Kinderbe-
treuung und die Schule.“

Bgm. Johannes Strobl
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-
auftakt nützen Sie in aller 
Kürze über aktuelle "e-
men zu informieren. Vorher 
möchten wir uns aber bei 
allen bedanken, mit denen 
wir im Jahr 2014 so viele 
tolle und spannende Pro-
jekte umsetzen durften und 
auch bei all jenen, mit de-
nen wir jetzt schon für 2015 
an Projekten arbeiten. Un-
ser Erfolg ist der Erfolg der 
Tiroler Gemeinden.

Neue TIWAG
Rahmenvereinbarung

Mit einer Preisreduktion 
von rd. 30 % haben wir mit 

-
nelle neue Rahmenverein-
barung schließen können. 
Die Tiroler Gemeinden 
werden sich dadurch über 5 
Mio. Euro in den nächsten 
Jahren sparen können. 

Vergaberecht

bekannt, wurde die Schwel-
lenwertverordnung um 
weitere zwei Jahre, also bis 
zum 31.12.2016 verlängert, 
d.h. die Grenze für Direkt-
vergaben bleibt bis dahin 
bei Euro 100.000,-- netto. 
Ohne Verlängerung der 
Verordnung wären Direkt-
vergaben nur bis zu einem 
Auftragswert in Höhe von 
EUR 50.000,-- netto zu-
lässig. Eine weitere wich-
tige Erleichterung betri$t 
die Möglichkeit, im Bau-
bereich bis zu einem Auf-
tragswert in Höhe von 
EUR 1.000.000,-- netto 
auf das nicht o$ene Verfah-

ren ohne Bekanntmachung 
zurückzugreifen. Ohne 
Verlängerung der Verord-
nung wäre diese Vergabe-
verfahrensart nur bis zu ei-
nem Auftragswert in Höhe 
von EUR 300.000,-- netto 
zulässig. 

Seit 1.1.2015 arbeiten 
wir mit der elektronischen 
Vergabe. Auch wenn sie 
gesetzlich erst später ver-
p!ichtend werden wird, 
sehen wir eine sehr große 
Verwaltungsvereinfachung 
und eine erhöhte Trans-
parenz in der Verwendung 

stellen diese Lösung allen 
Tiroler Gemeinden zu sehr 
günstigen Konditionen zur 
Verfügung.

Oftmals wird darüber 
diskutiert, aber Darlehen-
saufnahmen sind vom Re-
gime des Vergabegesetzes 
ausgenommen. Die Rege-
lung &ndet man im § 10 
Abs. 11 des BVergG 2006 

Jahr für diverse Gemeinden 
Angebotseinholungen ge-
macht und können Ihnen 
bei Bedarf weiterhelfen.

Software Sozial- und
Gesundheitssprengel

Das zweistu&ge Verhand-
lungsverfahren ist im Lau-
fen, die verbliebenen Bieter 
können bis Ende Februar 
ihr Angebot abgeben. Die 
Lösung wird zu Einsparun-
gen von mehreren 100.000 
Euro für die Gemeinden 

-
meinsame Vorgehensweise, 

nicht nur mit monetären, 
sondern auch mit vielen or-
ganisatorischen Vorteilen.

Koordinator P!ege

Zukunft einen eigenen 
Mitarbeiter einstellen, der 
im Auftrag des Tiroler 
Gemeindeverbandes sich 
ausschließlich um P!e-
gethemen kümmern wird. 
Er fungiert dabei als An-
sprechpartnerIn für die 
Träger und als Kontakt-
person zu den Heimen und 
zum Land.

EES Vertrag für Schulen

Seit 1.2. läuft der neue 
EES Vertrag für Tirols 
P!ichtschulen. Mit die-
ser Lösung sparen wir den 
Gemeinden jährlich über 1 
Mio. Euro im Vergleich zur 
Kaufvariante. Und wir sind 
das einzige Bundesland in 
Österreich, welches künf-
tig allen P!ichtschülern, 
deren Schulen diesen EES 
Vertrag nutzen, kostenlose 
Schülerlizenzen zur Verfü-
gung stellen können.

Nachhaltige Bescha$ung

-
ter Zeit mit Unterstützung 
des Landes Tirol um das 
"ema nachhaltige Be-
scha$ung kümmern. Dabei 
geht es auch im Vergabe-
wesen um ein klares Be-
kenntnis zum Best- und 
nicht zum Billigstbieter, 
was wiederum die heimi-

fördert. Aber auch um fai-

1HXLJNHLWHQ�XQG�,QIRUPDWLRQHQ
DXV�GHU�*HP1RYD

Alois Rathgeb

*HVFKlIWVI�KUHU
*HP1RYD
DienstleistungsGmbH

Sparkassenplatz 2
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ren Handel und soziale 
Schwerpunktsetzungen in 
der Bescha$ung.

Breitbandausbau

Achental und einigen an-
deren Regionen und Ge-
meinden arbeiten wir an 
der Umsetzung des Breit-

-
nen klar, dass es wichtig 
ist, dass die Umsetzung in 
der Region passiert – Pla-
nungsverband – und dass 
ein Fokus auf die Vermark-
tung gelegt werden muss. 
Sinn machen die Investiti-
onen ja nur, wenn am Ende 
viele Haushalte und Betrie-
be anschließen. 

Förderungen

Für einige Projekte konn-
ten wir im abgelaufenen 
Jahr lukrative Förderungen 
einreichen. Vergessen Sie 
deshalb nie VOR Projekt-
beginn sich zu erkundigen 
ob und welche Fördermög-
lichkeiten es gibt.

Feuerwehrartikel

wir mit einer neuen Aus-
schreibung für eine Rah-
menvereinbarung für den 
Bereich Feuerwehrartikel. 

wenn möglichst viele Ge-
meinden mitmachen – je 
mehr mitmachen, desto 
besser werden die Konditi-
onen.

Fahrzeugbescha$ung

Zwischenzeitlich können 
wir auf ein hohes Fachwis-
sen im Bereich der Fahr-
zeugbescha$ung verweisen. 
Im vergangenen Jahr durf-

ten wir wiederum an die 50 
Fahrzeuge – Feuerwehrau-
tos, Traktoren, Kommunal-
fahrzeuge, Dienstfahrzeu-

– für Gemeinden beschaf-
fen.

Projekt ArchiPäd

In den letzten Monaten 
haben wir intensiv an ei-
nem Handbuch bezüglich 
Architektur und Pädagogik 
von Kinderbildungs- und 
–Betreuungseinrichtungen 
gearbeitet. Das Ergebnis 
unterstützt Träger solcher 
Einrichtungen bei der Um-
setzung von infrastruktu-
rellen Maßnahmen. Das 
Ergebnis dürfen wir in den 
nächsten Monaten an alle 
Gemeinden verschicken. 

wenn wir derartige Hand-
bücher auch für andere 
"emen erarbeiten können.

Infrastrukturprojekte

Von der Projektentwick-
lung über die Begleitung 

sämtlicher Vergaben und 
das dazugehörende Ver-
tragswesen bis zum Pro-
jektmanagement reichen 
unsere Leistungen. In Pro-
jekten in den Gemeinden 
Trins, Angath, Kaunertal, 
Absam, Sölden u.a. durf-
ten und dürfen wir unser 
Knowhow zur Verfügung 
stellen.

Einkaufsplattform

Die Einkaufsplattform 
wird immer besser genutzt. 
Gerade bei der Bescha$ung 
von „alltäglichen“ Gütern 
stellt sie ein praktisches In-
strument zur Information 
und Bescha$ung dar.

Das Spannende an un-
serer Arbeit ist der stetige 

-
-

der Gemeinden vervielfäl-

Erfahrungen auf die Sie 
günstig, schnell und un-
kompliziert zugreifen kön-
nen.

%JP���-RVHI�.UHLVHU��UHFKWV���DXV�=LUO�LVW�VHKU�]XIULHGHQ�
PLW�GHP�JHOXQJHQHQ�&DU�6KDULQJ�3URMHNW��JHPHLQVDP�
XPJHVHW]W�PLW�*HP1RYD�
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Die Einkaufsplattform 
stellt bei der Bescha"ung 
von „alltäglichen“ Gütern 
ein praktisches Instrument 
zur Information und Be-
scha"ung dar.
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Tel. 0512 588 335
Fax: 0512 588 335-6
(�0DLO��DUFK�LQJ�RI¿FH#
kammerwest.at
Internet: www.kammerwest.at

die Materialisierung des-
selben, optimiert die Bau-
teilabmessungen und führt 

der Tragfähigkeit und Ge-
brauchstauglichkeit des 
Bauwerks. Damit zeichnet 
der Tragwerksplaner ver-
antwortlich für wirtschaft-
liche Konstruktionen und 
hilft die Baukosten zu sen-
ken. Das zeigt sich auch bei 
den Gewinnern des dies-
jährigen Holzbaupreises.

In statischer Hinsicht be-
sonders augenfällig ist etwa 

Unterrainer in Ainet. Das 
Unternehmen setzte bei der 
Errichtung seiner Halle auf 
Brettsperrholz. Das Dach 
ist gebogen, die Spannweite 
beträgt 20 Meter. Das hier 

Preise für hervorragende 
Bauten gibt es viele. Das 
ist gut so. Sie lenken die 
Aufmerksamkeit auf bau-
künstlerische Qualität. Mit 
dem Holzbaupreis, der von 
proHolz Tirol in Koopera-
tion mit der Kammer der 
Architekten und Ingenieur-
konsulenten für Tirol und 
Vorarlberg vergeben wird, 
stehen herausragende Bau-
ten aus Holz im Zentrum.

125 Projekte wurden 
diesmal eingereicht. Un-
ter den von der Jury be-
sonders hervorgehobenen 
Objekten sind auch viele 
der ö$entlichen Hand. Sie 
zeigen einmal mehr: Hohe 
bauliche Qualität entsteht 
im fruchtbaren Austausch 
zwischen Bauherrn, Archi-

tekt und Tragwerksplaner – 
ohne den geht nämlich gar 
nichts.

Die Kreativität, die In-
novation und die Berech-
nungen des Tragwerkspla-
ners sind ausschlaggebend 
dafür, dass ein Gebäude so 
errichtet werden kann, wie 
der Architekt es konzipiert 
und der Bauherr es sich 
wünscht. Als Mitglied der 
Kammer für Architekten 
und Ingenieurkonsulenten 
ist er staatlich befugter und 
beeideter Ziviltechniker.

Er ist ein Meister seines 
Fachs und dafür hat er ein 
äußerst anspruchsvolles 
Studium zu absolvieren. Er 
entwirft das Tragwerk, hat 
wesentlichen Ein!uss auf 

Tragwerksplanung: ein

:LUWVFKDIWVIDNWRU�I�U�GHQ�%DXKHUUQ

Architekt DI Hanno 

Vogl-Fernheim

Präsident der

Kammer der

Architekten und

,QJHQLHXUNRQVXOHQWHQ�I�U�
Tirol und Vorarlberg
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verwendete Brettsperrholz 
trägt eine Schneelast von 
ca. 450 Kilogramm pro 
Quadratmeter – bei einer 
Plattenstärke von nur 16 
Zentimetern. Für die Statik 
zeichnet „fs1 Fiedler Stö$-
ler Ziviltechniker“ in Inns-
bruck verantwortlich. 

Unter den prämierten 
Holzbau-Projekten &nden 
sich nicht wenige, die von 
der ö$entlichen Hand &-
nanziert wurden. So zum 
Beispiel das „Haus der 
Kinder“ in Rum (Architekt 
DI Hermann Kaufmann, 
Schwarzach), ein zweige-
schossiger Hybridbau aus 
Holzelementen und einem 
Betonskelett. Die Trag-
werksplanung machte das 
Vorarlberger Ziviltechni-
kerbüro „M + G Ingeni-
eure“. Anerkennung fand 
auch das Feuerwehrhaus/
Vereinshaus Gnadenwald 
(„Gsottbauer architektur.
werkstatt“, Innsbruck). 
Zusammen mit der nahe 

)HXHUZHKU�9HUHLQVKDXV��*QDGHQZDOG��+RO]EDXSUHLV�7LURO������±�$QHUNHQQXQJ�gI�
IHQWOLFKHV�%DXZHUN��%DXKHUU��*HPHLQGH�*QDGHQZDOG��$UFKLWHNW��*VRWWEDXHU�DUFKL�
WHNWXU�ZHUNVWDWW��6WDWLN��=6=�,QJHQLHXUH��$XVI�KUXQJ��+RO]EDX�.|FN�
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gelegenen Volksschule und 
dem Kindergarten de&niert 
es einen neuen zentralen 
Ort in der Gemeinde. Der 
große Veranstaltungssaal 
ist als Holzriegelbau ausge-
führt. Das Holzleichtdach 
besteht aus Brettsperrholz-
Elementen und Brett-
schichtholz-Trägern. Die 
statischen Berechnungen 
für das Bauwerk kamen von 
„ZSZ Ingenieure“ (Inns-
bruck).

Einer der besonderen 
Vorteile des Holzbaus ist, 
dass wesentliche Elemente 
vorgefertigt werden kön-
nen, was die Baukosten be-
achtlich senkt.

Insgesamt unterstreicht 
der Holzbaupreis: Her-
ausragende Architektur ist 
Ergebnis einer konstrukti-
ven Zusammenarbeit von 
Bauherrn, Architekten und 
Ingenieurkonsulenten. 

7LUROHU�*HPHLQGHYHUEDQG
im Internet

ZZZ�JHPHLQGHYHUEDQG�WLURO�DW

Mit einem umfassenden

6HUYLFHEHUHLFK

Ihr direkter Draht zu uns:
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8QWHUEULQJXQJ�YRQ�$V\OZHUEHUQ�LQQHQ
Info für Gemeinden

1. Kindergarten- und Schulp!icht gelten auch für Kinder von Asylwerber/innen: falls in den Kindergärten oder Schulen ein Mehraufwand ent-
steht, kann die Finanzierung von notwendigem zusätzlichem Personal (Stützkräfte) durch das Land geprüft werden

2. Gemeinnützige Tätigkeiten:
Asylwerber/innen können für gemeinnützige Hilfstätigkeiten für Bund, Land und Gemeinden ( z.B. Landschaftsp!ege und -gestaltung, Betreu-

ung von Park- und Sportanlagen, Unterstützung in der Administration oder andere gemeinnützige Tätigkeiten) herangezogen werden.
Zuverdienstgrenze pro Monat: €240,00 (üblicherweise €3,00 pro Stunde, begrenzt mit 80 Stunden pro Monat)
3. Betreuung durch Mitarbeiter/innen der Flüchtlingskoordination (Heimleitung, Betreuung)

-
ende werden die Einrichtungen regelmäßig von einem Security Dienst besucht.

4. Finanzierung / Grundversorgung

Verp!egungsgeld pro Monat.

Checkliste für Immobilien
Grundvoraussetzungen:
Unterbringung von Asylwerbern/innen
Checkliste für Immobilien
 1. aufrechte Genehmigung nach der Bauordnung (ein allgemein guter baulicher Zustand des Gebäudes wird vorausgesetzt)

3. Erfüllung der Brandschutzvorschriften (abhängig vom Objekt und der unterzubringenden
Personenanzahl)
4. Zimmergrößen: 8m2 pro Person, für jede weitere Person 4m2; absperrbar
5. Gemeinschafts!ächen innerhalb (Aufenthaltsraum) und außerhalb (Garten) des Gebäudes
(abhängig vom Objekt und der unterzubringenden Personenanzahl)
6. evtl. zusätzliche Räumlichkeiten für Büros und Kurse (abhängig vom Objekt und der
unterzubringenden Personenanzahl)
7. Mietdauer: mehr als drei Jahre
Nachrüstung möglich:

2. Kochgelegenheiten: für je 6 bis 8 Personen ein Herd inkl. Backrohr
3. künstliche Beleuchtung je nach Lichtverhältnissen
4. Heizung: Zimmer, Bäder und Gemeinschaftsräume müssen ausreichend beheizbar sein

6. Zugang zu TV inkl. SAT in den Gemeinschaftsräumen (falls kein Gemeinschaftsraum vorhanden

Miete:
Richtwert: € 100,00 netto exkl. Betriebskosten pro untergebrachter Person pro Monat
Weitere Voraussetzungen:
1. gute Anbindung an ö$entliche Verkehrsmittel

3. ärztliche Versorgung in der Gemeinde (nicht zwingend!)
4. Zugang zu Kindergarten und P!ichtschule
5. Möglichkeiten der Freizeitgestaltung: Spielplätze, Sportplätze usw.
Ablauf:
 1. Meldung eines Objektes an die jeweilige Bezirkshauptmannschaft
2. Vorprüfung durch die Bezirkshauptmannschaft hinsichtlich aufrechter baubehördlicher
Genehmigung, Raumordnung, Brandschutzvorschriften
3. Einbindung der Flüchtlingskoordination / Soziale Dienste GmbH und Besichtigung
4. Feststellung der Art und Höhe von notwendigen Investitionen (Sanierung, Adaptierung,
Ausstattung usw.)

Gemeinde und der Bezirkshauptmannschaft
6. Mietverhandlungen – Vertragsabschluss
7. Sanierung, Adaptierung, Ausstattung und Besiedelung
Alle weiteren Fragen beantwortet die Flüchtlingskoordination sehr gerne unter 0512/508/7677; !uechtlingshilfe@tirol.gv.at
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Donnerstag, 5. März 2015, Messe Innsbruck, 
Ing.-Etzel-Straße – Ecke Claudiastraße, 
6010 Innsbruck � Preis: EUR 275,-

 BFI Tirol, Ing.-Etzel-Straße 7, 6010 Innsbruck
Tel. 0512/59 6 60-332, traude.montuoro@b! -tirol.at, www.b! -tirol.at

5. Baurechtstag
Attraktivierung der Ortskerne

BILDUNG.
FREUDE INKLUSIVE.
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Am 5. März 2015 &n-
det in Kooperation mit 
dem Tiroler Gemeinde-
verband, dem Land Tirol, 
der Kammer der Architek-
ten und Ingenieurkonsu-
lenten, Energie Tirol und 
der Rechtsanwaltskanz-
lei Girardi & Schwärzler 
der 5. Baurechtstag in der 

Messe Innsbruck statt. Die 
Veranstaltung steht unter 
dem Motto „Attraktivie-
rung der Ortskerne“. Bei 
den namhafte Referenten 
(u.a. LR Mag. Johannes 
Tratter) handelt es sich um 
anerkannte Experten auf 
ihren jeweiligen Gebieten. 
In praxisnahen Vorträgen 

werden "emen rund um 
Ortskernrevitalisierung, 
Denkmalschutz und Bau-
recht aus verschiedenen 
Blickwinkeln beleuchtet, 
wodurch sich für alle am 
Bauverfahren beteiligten 
Seiten die Möglichkeit er-
gibt, ihr Fachwissen weiter 
zu vertiefen.

���%DXUHFKWVWDJ�±�$WWUDNWLYLHUXQJ�GHU�2UWVNHUQH
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sik. Idealerweise &ndet die 
Kommunikation auf  per-
sönlicher Ebene sachlich 
und konstruktiv statt. So-
weit die persönliche Bezie-
hung dies erlaubt, können 
auch Emotionen zugelassen 
werden. 

Das Mitarbeitergespräch 
lässt ebenso Platz für kri-
tische Re!exionen und 

gemeinsam an konstrukti-
ven Lösungen zu arbeiten, 
geäußerte Kritik ernst zu 
nehmen und die Chance 
für Verbesserungsmaßnah-
men zu nutzen. Es macht  
Sinn, positive Eigenschaf-
ten des Mitarbeiters und 
seine Stärken hervorzuhe-
ben und nicht an Schwä-
chen zu viele Ressourcen zu 
verschwenden. 

Zum Abschluss des Ge-
sprächs sind alle wichtigen 
Punkte noch einmal kurz 
zusammenzufassen und die 
gemeinsam erörterten Er-
gebnisse festzuhalten, wo-
bei auf einen konsensorien-
tierten Gesprächsabschluss 
geachtet werden sollte.   

Eine gute Kommunikati-
on ist ohne Zweifel die bes-
te Voraussetzung und Basis 
für eine erfolgreiche und 
lernende Organisation.

-
stellt, ist Sinn und Zweck 
eines strategischen Mit-
arbeitergesprächs, Ziele 
zu de&nieren, gemeinsam 
Stärken zu entwickeln und 
die weitere Vorgehensweise 
für das ganze Jahr über fest-
zulegen.

Für ein erfolgreiches 
Mitarbeitergespräch bedarf 
es bereits im Vorfeld guter 
Voraussetzungen. Es sollte 
mit dem Mitarbeiter ein 
&xer verbindlicher Termin 
mit mindestens ein bis ein-
einhalb Stunden vereinbart 
werden.

Eine angenehme Atmo-
sphäre für eine gute Kom-
munikationsbasis ist der 

ist, dass das Gespräch ohne 
störenden Umgebungslärm 
und Unterbrechungen ver-
traulich durchgeführt wer-
den kann.

Vor dem eigentlichen 
Mitarbeitergespräch sollte 
ein Konzept zurechtgelegt 
werden, um das Gespräch 
konsequent, möglichst zeit-
sparend und e$ektiv füh-
ren zu können. Eine Hil-
festellung bieten hierbei 
die Unterlagen des FLGT 
im Download-Bereich auf 
www.!gt.at.

Ist die Vorarbeit für die 
optimalen Bedingungen 
eines Mitarbeitergesprächs 
geleistet, gilt es, sich mit 
den konkreten Kommuni-
kationsregeln einer idealen 
Gesprächsführung ausein-
anderzusetzen.

Beim erfolgreichen Mit-
arbeitergespräch sollte die 
volle Aufmerksamkeit dem 
Mitarbeiter und dessen 
"emen gewidmet sein und 
von Anfang an zu einem 
positiven und o$enen Ge-
sprächsklima beigetragen 

-
fühlt und Vertrauen hat, ist 
bereit o$en zu kommuni-
zieren.

Die Festlegung des kon-
kreten Gesprächsablaufs 
obliegt der Führungskraft, 
wobei darauf zu achten 
ist, dass rund 70% der Ge-
sprächszeit dem Mitarbei-
ter vorbehalten sind. Auf 
Sichtweise und Bedürfnisse 
des Mitarbeiters bezüglich 
der konkreten Arbeitsberei-
che ist objektiv und empa-
thisch einzugehen. Hierzu 
sind o$ene Fragen dienlich, 
dadurch können die kon-
krete Meinung, Motive und 
Hintergründe gemeinsam 
erörtert werden. 

Der Ton macht die Mu-

Mitarbeitergespräche

HUIROJUHLFK�I�KUHQ
Kurz-Leitfaden für kommunale Führungskräfte
Ein neues Jahr hat begonnen und es gilt wieder, Ziele und Aufgaben gemeinsam mit den 
Mitarbeitern konkret zu de#nieren. Das jährliche Mitarbeitergespräch ist dabei ein wich-
tiges Führungs- und Kommunikationsinstrument um "emen anzusprechen, die über den 
Berufsalltag hinausgehen. Wer ohne Struktur und Vorbereitung in die jährlichen Abstim-
mungsgespräche startet, vergeudet nicht nur wertvolle Zeit aller Beteiligten, sondern verspielt 
unter Umständen auch die Chance auf ein ergebnisorientiertes Gespräch. 

Fachverband der 

leitenden Gemein-

debediensteten Tirol 

(FLGT)

Mag. iur.

Bernhard Scharmer

/DQGHVREPDQQ�	
Gemeindeamtsleiter

der Marktgemeinde 

Telfs
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3+27292/7$,.$1/$*(1 
schlüsselfertig aus einer Hand!

Ab Erstkontakt, über Planung, Förderansuchen, Errichtung 
bis zur Inbetriebnahme Ihrer Photovoltaikanlage, sorgen 
wir für eine reibungslose Abwicklung.

Was wir Ihnen bieten:
Kostenlose und unverbindliche Planung und Beratung
Erfahrenes Planungs- und Montagepersonal
Schlüsselfertige Solarstromanlagen
Sonderkonstruktionen
Markenunabhängigkeit

Ihr Ansprechpartner bei Nocker-PV: Javier Jimenez 
Padasterweg 3 | 6150 Steinach am Brenner
Telefon: 05272/20233 Mobil: 0664/236 38 03 
Mail: jjimenez@nocker.at www.nocker.at

  

3+27292/7$,.$1/$*(13+27292/7$,.$1/$*(1
schlüsselfertig aus einer Hand!aus einer Hand!

Ab Erstkontakt, über Planung, Förderansuchen, Errichtung Ab Erstkontakt, über Planung, Förderansuchen, Errichtung 
bis zur Inbetriebnahme Ihrer Photovoltaikanlage, sorgen bis zur Inbetriebnahme Ihrer Photovoltaikanlage, sorgen 
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PROFESSIONELLE  
SECURITY- & SERVICE-LEISTUNGEN  
AUS EINER HAND 

FÜR DIE TIROLER  
GEMEINDEN

www.owd.at

• Sicherheitsdienst
• Sicherheitstechnik
• Gebäudereinigung
• Personalerfassung
• Versicherungsmakler

Tel. 0512 583363-0, Mail: sek.innsbruck@owd.at

Erleichtert zeigt sich 
Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer 
über das Einlenken von 
Bildungsministerin Gabri-
ele Heinisch-Hosek. beim 
"ema Kleinschulen. „Ich 
bin froh, dass nun klar-
gestellt wurde, dass keine 
Kleinschulen geschlossen 
werden sollen“, so Mödl-
hammer. „Das wäre nicht 
nur ein fatales Signal für 
den ländlichen Raum ge-
wesen, sondern hätte auch 
in der Sache kaum Einspa-
rungen gebracht.“ Kürzlich 
hatte die Ministerin ange-
kündigt, kleine Schulstand-
orte zusammenlegen zu 
wollen und Mindestgrößen 
für jeden Standort zu de-
&nieren. „Dass Heinisch-
Hosek nun einlenkt, ist ihr 
hoch anzurechnen.“

3UlVLGHQW�0|GOKDPPHU�HUOHLFKWHUW�
�EHU�(LQOHQNHQ�GHU�0LQLVWHULQ

Laut Statistik Austria 
liege die durchschnittliche 
Klassenschülerzahl an den 
ö$entlichen Volksschulen 
derzeit bei 18,3 Schüler/
innen pro Klasse. „Das hal-
te ich für einen akzeptablen 

ermöglicht“, sagt Mödl-
hammer.

„Dazu kommt, dass viele 
Experten gerade den mehr-
stu&gen Unterricht, den es 
an manchen Standorten 
gibt, als großen Vorteil se-
hen. Durch die groß!ächi-
ge Schließung von klei-
neren Standorten würden 
wir zudem in große logisti-
sche Probleme geraten, die 
Schulwege würden für die 
Kinder deutlich länger und 
umständlicher werden.“

Volle Unterstützung si-
cherte Mödlhammer der 

Ministerin bei der Umset-
zung sinnvoller Maßnah-
men zur E#zienzsteigerung 
zu. „Es ist selbstverständ-
lich gut und sinnvoll, wenn 
mehrere Kleinschulen von 
einer/einem Direktor/in 
betreut werden. Es braucht 
nicht jeder Standort eine 
eigene Schulleitung. In vie-
len Bundesländern wird das 
jetzt schon so gehandhabt, 
dass Direktorenstellen zu-
sammengefasst werden, 
wenn das räumlich eini-
germaßen möglich ist“, so 
Mödlhammer.

 Auch in der Schulver-
waltung sieht Mödlham-
mer noch gute Möglichkei-
ten zur E#zienzsteigerung.
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Personalia

Bgm. Klaus Gasteiger, Kaltenbach   50
Alt-Bgm. Dir. Kurt Kostenzer, Pill 70
Alt-Bgm. Viktor Zeiner, "urn 70

Alt-Bgm. Johann Peter Schneider, Zirl 65
Alt-Bgm. Johann Eisenmann, Söll 65
Alt-Bgm. Egon Außerhofer, Kramsach 75

Alt-Bgm. Josef Handle, Rattenberg 80
Alt-Bgm. Alois Geiger, Fiss 65
Bgm. Andreas Haas, Gerlos 50
Bgm. Dr. Peter Hanser, Mils 65
Bgm. Sebastian Haunholter, Schwendt 65
Bgm. Herbert Rieder, Kirchbichl 60
Alt-Bgm. Ing. Josef Enthofer, Bruck a.Z. 70
Alt-Bgm. Armin Ladstätter, St. Jakob i.D. 75

Der Tiroler Gemeindeverband trauert um

Anton Braun

Bürgermeister a.D. von Landeck

$QWRQ� %UDXQ� ZDU� YRQ� ����� ELV� ����� 6WDGW�
UDW�XQG�YRQ������ELV������%�UJHUPHLVWHU�GHU�
6WDGW�/DQGHFN�XQG�LQ�VHLQHQ�)XQNWLRQHQ�VWHWV�
XP�GLH�$QOLHJHQ�VHLQHU�%�UJHULQQHQ�XQG�%�U�
JHU� EHP�KW��'HU� HQJDJLHUWH�.RPPXQDOSROLWL�
NHU�ZDU�DXFK�(KUHQULQJWUlJHU�GHV�7LUROHU�*H�
PHLQGHYHUEDQGHV�

6HLQHQ�$QJHK|ULJHQ�G�UIHQ�ZLU�XQVHU�WLHI�HPS�
IXQGHQHV�%HLOHLG�DXVGU�FNHQ�

Bgm. Ernst Schöpf Mag. Peter Stockhauser

3UlVLGHQW� *HVFKlIWVI�KUHU

Die Kinderbetreuung ist 
immer wieder im Zentrum 
der Kritik. Bei einer Um-
frage wurden nun die El-
tern mit Kindern unter 14 
Jahren befragt und stellen 
der Arbeit der Gemein-
den grundsätzlich ein gutes 
Zeugnis aus. „Für uns als 
größte Träger von Kinder-
betreuungseinrichtungen 
ist es wichtig, von Zeit zu 
Zeit zu erheben, ob wir 
aus Sicht der Menschen 
auch die richtigen Ange-
bote machen“, so Helmut 
Mödlhammer. „Jeder Bür-
germeister kennt zwar die 
Bedürfnisse in der eigenen 
Gemeinde genau, ein ge-

-
blick hat aber gefehlt.“

In Österreich gibt es 
4.999 ö$entliche Kinder-
betreuungseinrichtungen. 
Davon stehen 4.934 in Trä-
gerschaft der Gemeinden, 
32 erhält der Bund, 33 die 
Bundesländer. Diese kom-
munalen Betreuungsein-
richtungen teilen sich in 

(OWHUQ�VLQG�PLW�.LQGHUEHWUHXXQJ�]XIULHGHQ
606 Kinderkrippen, 3.375 
Kindergärten, 620 Hort-
einrichtungen und 333 al-
tersgemischte Betreuungs-
einrichtungen auf.  Dazu 

kommen noch 3.336 privat 
geführte Einrichtungen, die 
von Vereinen, Glaubensge-
meinschaften oder Privat-
personen betrieben werden.

„Für die Gemeinden als 
größte Träger von Kinder-
betreuungseinrichtungen ist 
es wichtig, von Zeit zu Zeit 
zu erheben, ob wir aus Sicht 
der Menschen auch die rich-
tigen Angebote machen.“

Gemeindebundpräsident
Helmut Mödlhammer
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Ihre Ansprechpartner

BGM. MAG. ERNST SCHÖPF
PRÄSIDENT
Tel. 0512-587130
Fax. 0512-587130-14
E-Mail: tiroler@gemeindeverband-tirol.at

MAG. CLEMENS PEER
GSCHÄFTSFÜHRER-STELLVERTRETER
Tel. 0512-587130-12
Fax. 0512-587130-14
E-Mail: c.peer@gemeindeverband-tirol.at

BIANCA FÖGER
BÜROLEITUNG
ASSISTENTIN DER GESCHÄFTSFÜHRUNG
Tel. 0512-587130-11
Fax. 0512-587130-14
E-Mail: b.foeger@gemeindeverband-tirol.at

Anschrift für alle: Adamgasse 7a, 6020 Innsbruck
Internet: www.gemeindeverband-tirol.at

MAG. PETER STOCKHAUSER
GESCHÄFTSFÜHRER
Tel. 0512-587130-13
Fax. 0512-587130-14
E-Mail: p.stockhauser@gemeindeverband-tirol.at



Mag. Peter

Stockhauser,

Geschäftsführer

$GDPJDVVH��D
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E-Mail: p.stockhauser@

JHPHLQGHYHUEDQG�WLURO�DW
Internet:

ZZZ�JHPHLQGHYHUEDQG�
tirol.at

F
o
to

: 
D

ie
 F

o
to

g
ra

fe
n

�Gehaltsanpassung für 
Gemeinde(-verbands)be-
dienstete

Aufgrund des Ergebnis-
ses der Besoldungsverhand-
lungen zwischen dem Bund 
und den Gewerkschaften 
des ö$entlichen Dienstes 
für die Jahre 2014 und 2015 
erhöhen sich die Bezü-
ge der ö$entlich-rechtlich 
Bediensteten und der Ver-
tragsbediensteten ab dem 1. 
März 2015 bei einer Lauf-
zeit bis 31. Dezember 2015 
um 1,77 v. H. . Die Zula-
gen und Vergütungen, die 
im Gesetz in Eurobeträgen 
ausgedrückt sind, mit Aus-
nahme der Kinderzulage, 
werden ab dem 1. März 
2015 ebenfalls um 1,77 v. 
H. erhöht.

�„Bestätigung der äu-
ßeren Wand!uchten“ nach 
§ 31 Abs. 2 Tiroler Bauord-
nung 2011 - TBO 2011

2011 hat der Bauherr nach 
der Fertigstellung der Bo-
denplatte bzw. des Funda-
mentes durch eine befugte 
Person oder Stelle den auf-
grund der Baubewilligung 
sich ergebenden Verlauf 

mittels eines eingemesse-
nen Schnurgerüstes oder 
auf eine sonstige geeigne-

und der Behörde eine von 
der betre$enden Person 
oder Stelle ausgestellte Be-
stätigung darüber vorzule-
gen („Baufortschrittsmel-
dung“).

In einem aktuellen An-
lassfall ist kürzlich die Fra-
ge aufgetreten, ob abgese-
hen von Ziviltechnikern, 

Baumeistern, Zimmer-
meistern, etc. auch Ingeni-
eurbüros für Vermessung 
als befugte Personen im 
Sinne des § 31 Absatz 2 
TBO 2011 anzusehen sind. 

-
beordnung 1994 umfasst 
der Berechtigungsumfang 
der Ingenieurbüros die Be-
ratung, die Verfassung von 
Plänen, Berechnungen und 
Studien, die Durchfüh-
rung von Untersuchungen, 

-
sungen, die Ausarbeitung 

-
chung der Ausführung von 
Projekten, die Abnahme 
von Projekten und die Prü-
fung der projektgemäßen 
Ausführung einschließlich 
der Prüfung der projekt-
bezogenen Rechnungen 
sowie die Erstellung von 
Gutachten auf einschlägi-
gen Fachgebieten, die ei-
ner Studienrichtung oder 
einem mindestens vierse-
mestrigen Aufbaustudium 
einer inländischen Univer-
sität, einer Fachhochschule 
oder Hochschule künstle-
rischer Richtung oder einer 
einschlägigen inländischen 
berufsbildenden höheren 
Schule entsprechen. Aus 
gewerberechtlicher Sicht 
sind daher auch Gewerbe-
inhaber eines Ingenieurbü-
ros für Vermessungswesen 
für die gegenständlichen 
Vermessungsarbeiten be-

-
!uchten“ befugt.

�Beitrag an den Tier-
schutzverein Tirol

Auf Basis der sich für die 
Gemeinden ergebenden 
gesetzlichen Verp!ichtun-

gen aus § 7 des Landes-

60/1976, zuletzt geändert 

1/2014, („Maßnahmen ge-
gen entwichene Tiere“) hat 
sich der Verbandsvorstand 
des Tiroler Gemeindever-
bandes in seinen Sitzungen 
am 10. Oktober 2014 und 
am 3. Dezember 2014 hin-
sichtlich einer Beitragsleis-
tung an den Tierschutzver-
ein Tirol befasst. 

-
tung im Rahmen des ange-
führten Gremiums wurde 
am 3. Dezember 2014 der 
einstimmige Beschluss ge-
fasst, ab 2015 jährlich Euro 
0,20 pro Einwohner dem 
Tiroler Tierschutzverein als 
„Beitrag der Gemeinden“ 
(ohne Stadt Innsbruck) zu 
gewähren. 

In diesem Zusammen-
hang wird ausdrücklich 
festgehalten, dass dieser 
Beitrag an den Tierschutz-
verein als Abgeltung für die 

behördlicher Aufgaben, wie 
entwichene Tiere einzu-
fangen und zu verwahren, 
anzusehen ist. Gleichzeitig 
hat die bisherige Praxis, 
der jeweiligen Gemeinde, 
in der ein Tier aufgegrif-
fen wird, die Kosten der 
ersten Unterbringung und 
Versorgung seitens des 
Tierschutzvereines vorzu-
schreiben, aufgrund dieser 

unterbleiben. Die Beiträge 
werden bis Mitte des Jahres 
von der Abteilung Gemein-
den des Amtes der Tiroler 
Landesregierung von den 
Abgabenertragsanteilen 
einbehalten.

Aktuelles aus der Geschäftsstelle
von Mag. Peter Stockhauser und Mag. Clemens Peer
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�Tiroler Verkehrsauf-
schließungsabgabengesetz 
2011 – TVAG 2011 – Fest-
legung der Erschließungs-
kostenfaktoren ab 1. Jänner 
2015

 Mit Verordnung der 

184/2014, wurden aufgrund 
des § 5 Abs. 2 des Tiroler 
Verkehrsaufschließungs-
abgabengesetzes 2011 die 
Erschließungskostenfak-
toren für die Gemeinden 

vom 1. Jänner 2015 neu 
festgelegt. Damit konnte 
eine mehrfache Anregung 
des Tiroler Gemeindever-
bandes, die in Rede stehen-

Gegebenheiten (Herstel-
lungskosten von Fahrbahn-
!ächen sowie ortsüblicher 
Durchschnittspreis eines 
Quadratmeters bebauba-
ren Grundes) im Sinne 
der Gemeinden erstmals 
nach rd. 20 Jahren anzu-
passen, nunmehr realisiert 
werden. Hinsichtlich der 
inhaltlichen Umsetzung 
auf Gemeindeebene wurde 
in diesem Zusammenhang 
bereits seitens des Landes 
im Merkblatt für die Ge-
meinden Tirols, Ausgabe 
Dezember 2014, Pkt. 52, 
und mittels Schreiben vom 
22. Dezember 2014, Zl. 
Gem-RL-24/2/1-2014, 
umfassend informiert. 

Vor dem Hintergrund 
obiger Ausführungen wird 
es daher aus Sicht des Ti-
roler Gemeindeverbandes 
als zweckmäßig erachtet, 
die im Rahmen der Ge-
meindeautonomie durch 
den Gemeinderat festzu-
setzenden und von den 
Erschließungskostenfak-
toren abgeleiteten Er-
schließungsbeitragssätze 
entsprechend anzupassen. 

Hinsichtlich des konkreten 
Ausmaßes der Erhöhung 
(z.B. etappenweise An-
hebung) könnte ein Dis-
kussionsprozess auf Pla-
nungsverbandsebene unter 
Einbeziehung regionaler 
Gesichtspunkte hilfreich 
sein.

�Eingabegebühr beim 
Landesverwaltungsgericht 
– Allgemeine Informa-
tion und Ergänzung der 
Rechtsmittelbelehrungen 
von Bescheiden

Seit 1. Februar 2015 ist für 
Eingaben und Beilagen an 
die Landesverwaltungsge-
richte (Beschwerden, Vor-
lageanträge etc.) eine pau-
schalierte Eingabegebühr 
nach der Verordnung des 
Bundesministers für Finan-

zu entrichten. Die Gebühr 
ist auf jene Eingaben an-
zuwenden, die sich auf Be-
scheide beziehen, die ein 
Bescheiddatum nach dem 
31. Jänner 2015 aufweisen. 

Eingabe kein Bescheid vo-
rangeht – auf Eingaben, die 
nach dem 31. Jänner 2015 
eingebracht wurden.

Beschwerden, Wieder-
einsetzungs- oder Wieder-
aufnahmeanträge (jeweils 
samt Beilagen) unterlie-
gen einer Gebühr von 30,- 
Euro. 

Vorlageanträge (samt 
Beilagen) unterliegen einer 
Gebühr von 15,- Euro. 

Von einer Beschwerde 
gesondert eingebrachte 
Anträge (samt Beilagen) 
auf Ausschluss oder Zuer-
kennung der aufschieben-

-

schwerde unterliegen einer 
Gebühr von ebenfalls 15,- 
Euro.

Die Gebühr ist nicht zu 
entrichten, wenn im § 14 
TP 6 Abs. 5 Gebühren-
gesetz 1957 - GebG oder 
im jeweils zur Anwendung 
kommenden (Verwal-
tungs-)Materiengesetz eine 
Gebührenbefreiung für die 
angeführten Eingaben vor-
gesehen ist. Eingaben in 
Abgabensachen (z.B.: Ver-
fahren nach der Bundesab-
gabenordnung – BAO, wie  
Vorschreibung eines Er-
schließungsbeitrages nach 
dem TVAG 2011) sind da-
her weiterhin gebührenbe-
freit (siehe § 14 TP 6 Abs. 
5 Z 4 GebG).

Die Gebührenschuld 
entsteht nunmehr im Zeit-
punkt der Einbringung der 
Eingabe und nicht mehr 
– wie bisher und von Aus-
nahmen abgesehen – in 
dem Zeitpunkt, in dem die 
das Verfahren in einer Ins-
tanz schriftlich ergehende 
abschließende Erledigung 
über die in der Eingabe 
enthaltenen Anbringen 
zugestellt wird (vgl. § 11 
Abs. 1 Z. 1 Gebührenge-
setz 1957). Zudem ist die 
Gebühr vom Einbringer 
nunmehr direkt auf ein 
Konto des Finanzamtes 
für Gebühren, Verkehrs-
steuern und Glücksspiel zu 
entrichten und nicht – wie 
bisher – auf ein Landeskon-
to zu vereinnahmen. Die 
Entrichtung der Gebühr ist 
durch einen Zahlungsbeleg 
oder einen Ausdruck über 
die erfolgte Erteilung einer 
Zahlungsanweisung nach-
zuweisen. Da Beschwerden, 

37

hEHUVLFKW��EHU�GLH�,QIRYHUDQVWDOWXQJHQ�LP
,QWHUQHW�XQWHU�ZZZ�JHPHLQGHYHUEDQG�WLURO�DW

Mag. Clemens Peer

Geschäftsführer-Stv.
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Vorlageanträge, etc. gegen 
Bescheide von Gemeinde-
organen im Regelfall beim 
Gemeindeamt einzubrin-
gen sind, haben die Ge-
meinden darauf zu achten, 
dass diese Eingaben auch 
entsprechend vergebührt 
werden.

Hinsichtlich der seit 
1. Februar 2015 in die 
Rechtsmittelbelehrungen 
von Bescheiden aufzuneh-
menden Hinweise auf die 
Gebührenp!icht, wurde 
bereits seitens des Landes 
im Merkblatt für die Ge-
meinden Tirols, Ausgabe 
Jänner 2015, Pkt. 3 umfas-
send informiert. Die auf 
der Homepage des Tiroler 
Gemeindeverbandes im 
„Anmeldebereich“ zur Ver-
fügung gestellten Bescheid-
muster wurden bereits ent-
sprechend angepasst. Aus 
gegebenem Anlass wird in 
diesem Zusammenhang 
auch darauf hingewiesen, 
dass die online zur Verfü-
gung stehenden Formu-
lar- und Bescheidmuster 
des Tiroler Gemeindever-
bandes laufend aktualisiert 
werden. Die im Einzelfall 
überarbeiteten Vorlagen 
werden jedoch nicht stets 
neu ausgesandt. Die aktu-
ellsten Vorlagen be&nden 
sich daher ausschließlich 
auf der Homepage des Ti-
roler Gemeindeverbandes. 
Es emp&ehlt sich daher, 
im Bedarfsfalle stets auf 
die online zur Verfügung 
stehende Formular- und 
Bescheidmustersammlung 
zurückzugreifen.

�Schulungs- und Infor-
mationsveranstaltungen

In nächster Zeit ist ge-
plant, zu folgenden "emen 
Veranstaltungen durchzu-
führen:

O „Bankgeschäfte in der 
ö$entlichen Verwaltung“ 
speziell für Gemeinden 
und Gemeindeverbände

Referenten: Mag. (FH) . 
Hubert Klingler, Abteilung 
Gemeinden beim Amt der 
Tiroler Landesregierung und 
Heinz Zerlauth, Hypo Tirol 
Bank AG; 

Diese Schulungsveranstal-
tungen werden am Dienstag, 
dem 24. Februar 2015, und 
am Dienstag, dem 3. März 
2015, im Tiroler Bildungs-
institut Grillhof jeweils als 
„Ganztagesveranstaltungen“ 
angeboten werden. Für den 
Bezirk Lienz &ndet dieses 
Seminar am Donnerstag, 
den 26. März 2015 in Lienz 
(Bildungshaus Osttirol) statt.

O „Haftungsrisiken mi-
nimieren“ Spezialseminar 
für Bürgermeister und Ge-
meinderäte 

Referenten: RAe MMag. 

Rechtsanwälte GmbH; Ro-
bert Zenz, Sparkassen Ver-
sicherungsdienst;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Samstag, 
dem 28. Februar 2015, im 
Tiroler Bildungsinstitut 
Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten 
werden.

 
O „Vom Bauansuchen bis 

zum rechtskräftigem Bau-
bescheid“ - Praxisseminar

Referenten: Mag. Ing. 
Peter Draxl (Gemeinde In-
zing) und MMag.a Astrid 
Hofer (Stadt Innsbruck);

Diese Schulungsveran-

staltung wird am Diens-
tag, dem 10. März 2015, 
in den Räumlichkeiten des 
Tiroler Gemeindeverban-
des, Adamgasse 7a, 6020 
Innsbruck als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten 
werden. Das Seminar rich-
tet sich ausschließlich an 
neue Mitarbeiter/innen in 
Bauämtern (begrenzte Teil-
nehmerzahl von 15 Perso-
nen/Reihung nach Dienst-
antritt). 

O „Mietrecht für Ge-
meinden – die Gemeinde 
als Vermieterin von Immo-
bilien“

Referent: Mag. Clemens 
Peer, Tiroler Gemeindever-
band;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Dienstag, 
dem 24. März 2015, in der 
Salvena in Hopfgarten im 
Brixental sowie am Don-
nerstag, dem 26. März 
2015, im Sportzentrum in 
Telfs, jeweils nachmittags, 
angeboten werden.

O Seminar „Verord-
nungserstellung“

Referenten: Mag. Gün-
ther Zangerl, Abteilung 
Gemeinden, und Josef 
Haselwanter,  Abteilung 
Verkehrsrecht, Fachbereich 
Verkehrssicherheit, jeweils 
beim Amt der Tiroler Lan-
desregierung;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Dienstag, 
dem 16. Juni 2015, in der 
Salvena in Hopfgarten im 
Brixental sowie am Don-
nerstag, dem 18. Juni 2015, 
im Sportzentrum in Telfs, 
jeweils nachmittags, ange-
boten werden.
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In Umsetzung der No-
velle LGBl. Nr. 70/2014 
zum Tiroler Flurverfas-
sungslandesgesetz 1996 
(TFLG 1996) werden zu-
dem folgende Seminare 
angeboten:

O � Seminarblock I. – 
„Steuern (USt, KöSt, 
KEST), Jahresrechnung 
und Rechnungsprüfung“ 

Referenten: Assoc. Prof. 
DDr. Hermann Peyerl, 
LL.M., Universität für 

-
erberater Othmar Schön-
herr, Schönherr & Schön-
herr, Steuerberatungs- und 
Unternehmensberatungs 
GmbH;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Dienstag, 
den 10. Februar 2015 (bei 
Bedarf allenfalls zusätzlich 
am 11. und 12. Februar 
2015) im Tiroler Bildungs-
institut Grillhof als „Ganz-
tagesveranstaltung“ ange-
boten werden.

O � Seminarblock II. – 
„Haus- und Gutsbedarf, 
Ausübung der Nutzungs-
rechte durch die Mitglie-
der, Besprechung Quali-
tätsstandards“ 

Referenten: DI Dr. Hel-
mut Gassebner, Bezirks-
forstinspektion Steinach;

DI Dr. Friedrich Putz-
huber, Abt. Agrargemein-
schaften beim Amt der Ti-
roler Landesregierung;

Steuerberater Othmar 
Schönherr, Schönherr & 
Schönherr, Steuerbera-
tungs- und Unternehmens-
beratungs GmbH;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Mittwoch, 
den 25. März 2015 (bei Be-
darf allenfalls zusätzlich am 

26. März 2015) im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof 
als „Ganztagesveranstal-
tung“ angeboten werden.

O  Seminarblock III. – 
„Abschluss eines Bewirt-
schaftungsübereinkom-
mens“

Referenten: RA Dr. An-
dreas Ruetz, Rainer Ruetz 
Rechtsanwälte; Mag. 
Christoph Baldauf, Abt. 
Agrargemeinschaften beim 
Amt der Tiroler Landesre-
gierung;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Montag, 
den 27. April 2015 (bei 
Bedarf allenfalls zwei Mal 
am angeführten Tag) im 
Tiroler Bildungsinstitut 
Grillhof als „Halbtagesver-
anstaltung“ angeboten wer-
den.

O � Seminarblock IV. – 
Spezialfragen: „Übertra-
gung von Grundstücken, 
Stichtagsregelung, etc.“

Referenten: Steuerberater 
Othmar Schönherr, Schön-
herr & Schönherr, Steuer-
beratungs- und Unterneh-
mensberatungs GmbH; 
weiterer Referent derzeit 
noch in Abklärung;

Diese Schulungsveran-
staltung wird am Montag, 
dem 1. Juni 2015 (bei Be-
darf zusätzlich am 2. Juni 
2015), im Tiroler Bildungs-
institut Grillhof als „Ganz-
tagesveranstaltung“ ange-
boten werden.

Die Einladungen samt 
Details zu den Veranstal-
tungen werden bzw. wur-

Bildungsinstituts Grillhof, 
Grillhofweg 100, 6080 
Innsbruck, ausgesandt. Für 
die vom Tiroler Bildungs-
forum organisierten Ver-
anstaltungen erfolgen die 
näheren Informationen 
über die Schulungsinhalte 
direkt über diese Einrich-
tung. Die Ausschreibung 
zum Baurechtsseminar am 
10.03.2015 erfolgte durch 
den Tiroler Gemeinde-
verband. Darüber hinaus 
&nden Sie die Seminar-
beschreibungen auf der 
Homepage des Tiroler Ge-
meindeverbandes.

Für allfällige Rückfragen 
stehen die MitarbeiterIn-
nen des Tiroler Gemeinde-
verbandes gerne zur Verfü-
gung. 
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Achtung – neue E-Mail-Adressen!

9HUHKUWH�/HVHULQQHQ�XQG�/HVHU�
seit einigen Monaten gibt es im Tiroler

*HPHLQGHYHUEDQG�QHXH�(�0DLO�$GUHVVHQ��
'LH�DOWHQ�KDEHQ�NHLQH�*�OWLJNHLW�PHKU�
Die Kontakdaten Ihrer Ansprechpartner

sind auf Seite 35 nachzulesen!



So funktioniert das Prinzip Raiffeisen.
Seit 125 Jahren.
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Schon nachhaltig, 
bevor es das Wort 
dafür gab.


